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Wiener -Landtag .
Sitzung vom 9 .März1933 .

Präsident Dr .Neubauer erdf fnet die Sitzung um 17 Uhr10

und teilt mit ,dass zwei Anfragen eingelangt seien ,und zwar eineAnfrage
der Abg .Nachtnebel ,Glöcket und Thaller an den Landeshauptmannwegen
Beschlagnahme der Nummer 68 der " Arbeiter - Zeitung "vom 9 .März 1933 und

einezweite Anfrage derselben Abg .an den Landeshauptmann wegenBeschlag¬
nahme der Nummer68 der Zeitung „ DasKleine Blatt "vom 9 .März1933 .

Präsident Dr .Neubauer teilt sodann mit ,dass sich der Landes¬

hauptmannzumWorte gemeldethabe .
Landeshauptmann Seitz :Ich habe den Prä identen des Wiener Land¬

tages gebeten ,diese Sitzung einzuberufen ,weil ich glaube ,dass die wirt¬

schaftlichen und politischen Zustände in der Stadt einen höchst be¬
drohlih en Charakter angenommen haben ,weil ich glaube ,dass die Erregung ,

die alle Volkskreiæ erfasst hat ,einer eingehenden Betrachtung bedarf und

dass der Landtag von Wien dazu nicht schweigen kann .Ich habe diese Sitzung
zweitens erbeten ,weil ich gestern einen Akt gegegenüber der Bundesre¬

gierung gesetzt habe ,den ich sofort dem Landtag unterbreiten werde ,damit
er entscheide ,ob er mit meinem Vorgange einverstanden ist oder nicht .

Das Land Wien hat innerhalb des Bundes der Alpenländer eine
ganz eigenartige Stellung .Als die Alpenländer im November 1918 vor der

Tatsache standen ,dass das alte Oesterreich zerfallen war und dass nunmehr
sie allein von diesem grossen Staats -und Wirtschaftsgebilde zurückgeblie¬

benseien ,da fasstendie einzelnenLänder ,die unabhängigen,freienLänder,
den Beschluss ,sich zu einem Bund zusammenzuschliessen zur Vertretung ihrer
gemeinsamen wirtschaftlichen kulturellen und politischen Interessen ,sie
beschlossen ,den Bund Oesterreich zu gründen .Für Wien war das durchaus

nichtleicht . DennWien ist ja nicht nur enne Stadt Oesterreichs ,
insbesondere nicht nur eine Stadt der Alpenländer ,sondern eine
grosse Weltstadt ,eir Stapelplatz des internationalen Handels ,der osteuropäischen, ein Zentrum Wirtschaft . - *

Es war nun die grosse Frage zu lösen ,wicman zwoi Aufgaben gerecht
werden kann ,einesteils den Aufgaben einer so grossen internationlen Welt¬

denen .
stadt und andererteils der Hauptstadt eines kleinen Staat es .Wirhaben

alle diese Schwirigkeiten überwunden .Die Länder sind zusanmengetreten .

Wirnhabenden Bundgegrüdeit under hat sich im Laufedaederfünfzehn
Jahre als bestandfähig erwiesen ,gewiss nicht ohne schwere Opfer Wiens ,
nicht ohne wehwere Opfer aller Wirtschaftskreise Wiens .Ich wünsche da

1 .zunächst gar nicht zu reden von demOpfer ,
derAbgabenteilung ,

von der Warenumsatzsteuer ,von der Eigenart der Wiener Biersteuer ,die hier
Ertrag sofort an die Länderüberwieseneingehoben wird ,damit ihr

werde ;ich wünsche nicht zu reden von den schweren Belastungenm die manchem
speziellen Gewerbezweng zugemutet worden sind wie . B .dem Fuhrwerks - ¬
gewerbe ,dem Gastwirtegewerbe und dergleichen ,durch die Neugestaltung der
Automobil - ,der Benzinsteuer ,der Nhrungs -und Genussmittelabgabe .Weit

grössere Opfer hat das Wirtschaftsleben der Stadt Wien tragen müssen durch

Verfügungenauf demGebieteder Handelspolitik ,weitmehrhat dieStaadt
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gelitten durcheine handelspolitische GesetzgebungunddurchHandelsver¬
träge ,die unserenExportschwerschädigen . AlledieseKontingent¬
verträge mit ihrenEimfuhrverboten , schwere Schädigungen der In¬
dustrie ,des Gewerbes ,des Handals ,die Devisenvorschriften ,die denExport

Noch dazu in der Zeitbeinahe unmöglich gemacht haben ,all das musste geträgen werden

einer ,ungeheurenWirtschaftskrise .
Wir haben dafür auch bei denLän¬

dern ,mit denenwir einen Bundbilden ,Verständnis gefunden ,nur

dor Bundin der Form ,in der erheute
regiert wird ,
undpelitisch

Zwischenrufebei den Chr .soz .
Ich rede

nicht als ein Angehöriger einer bestimmten Klasse ( Lebh .Zwischenrufe

bei den Chr . soz . )Ich bekennemichzud er Klasse ,der ichenstamme.
Aber ich spreche hier nicht namenseiner Klasse ,ich spreche hier nicht

Sondern auch :
die Industrie ,namens

namensder ArbeiterschaftundAngestelltenschaft,für das Gewerbe ' , den Handel ,
aller Volksschichten ( Stürmischer Beifall bei denSoz .dem . - Lebh .Zwischen¬

rufe . d .Chr .soz . )In einem Augenblick ,wo wir in dieser Stadt Hundert¬

tausen Arbeitsloser haben ,in einemAugenblick ,woAngestellte zuZehn¬
tausenden zu den Türen gehen ,um Arbeit bettelnd wo die Gewerbetreibenden

oft verzweifeln ,( lebh .Beifall . . Soz ,dem. - Anhaltendestürmische Zwischen¬
rufe . . Chr . soz . )weil sienicht bestehen ,in einem Augenblick ,in
demdie Industrie nur mehr aus kaltem Schloten und leeren Bürosbesteht ,
in diesem Augenblick ,wo auch der Handel immer schwerer leidet ,wärces

die Pflicht einer österreichischen Regierung ,ihre erste undobersts
Pflicht ,sich ausschliesslich umdie wirtschaftlichen Sorgendieser
Stadt und der Republik zu kümmern .( Stürmischer Beifall bd .Soz .dem. - ¬
anhaltende stürmische Zwischenrufe bei d .Chr . soz . )In einem solchen
Augenblick muss die Aufmerksamkeitvonaller rein logischen ,weltfremden
politischen Erörterung abkehren und muss sich ausschliesslich dennüch¬
ternen Fragen der Wirt schaftzuwenden .In einer solchen Zeit hätte die
Regierung die Pflicht ,alle Wirtschaftskreise zusammenzuführen ,alle Klas¬
sen ,alle Stünde der Bevölkerung Tag um Tag Haran zu mahnen ,dass sie

ein Ganzes bilden und alles daran setzen ,um dieser furchtbar darnieder¬
liegendenWirtschaft „ . .aufzuhelfen ( Lebh .Beifall . . Soz .dem. - ¬
andauernde Zwischenrufe bei den Chr . soz . )Was aber sehen wir in der Tat ?
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Manbenützteine rein formaleFrage ,eine juristiache Frage ,nämlichdie
der Neuwahleines Parlamentspräsidenten ,

um heraufzubeschwören .eine Staatskrise ( Abg .
Dr. Arnold :Wieist es dazugekommen ?- Lebh .andauerendeZwischenrufe )

Da geschieht in einer .Zeit .in dieser schwerenStunde , Hunderttausendenhungern¬
den Arbeitslosen die Aussteuerungdroht
( stürmischePfuirufe bei . Soz .dem . )anhaltendeZwischenrufe . . Chr .soz ) .
, ein Speil mit Worten ,ein Spiel mit Paragraphen ,wo der lebendige Mensch

schreit ,dass ihm Hilfe ,dass ihm Rettung werde ( Anhaltende
Zwischenrufe ) .Man hat vor 3Jahren

nach langen schweren Beratungen und Verhandlungen
das Notrecht des Staates kodifiziert ;man hat nach langen Beratungen im
Jahre 1929 eine Verfassung zu Wege gebracht ,die ganz genau besagt,was
in demFalle zu geschehen hat ,wenndas Parlanent nicht in der Lageist ,
ein sofort notwendiges Gesetz zu beschliessen ( anhaltende Zwischenrufebei
d .Chr .soz, )Manhat das Notrecht des Präsidenten der Republik überAhtrag
der Regierung im Einvernehmen mit dem Hauptausschussfestgesteilt .( Anhaltende

Zwischenrufebei . Chrsoz . - Abg.Dr .Arnoldbeginntaus einer vorihm
liegenden Drucksdhrift vorzulesen .

Präs . Dr .Neubauer :Herr Dr .ArnoldSie habennicht das Wort( Abg.
Dr .Arnoldliest weiter )Ich erinnere Sie ein zweitesmaldaran ,HerrAbg.
Dr .Arnold ,dass Sie nicht das Worthaben( Dr .Arnoldsetzt dieVerlesung

fort ) .
Bgm .Seitz :Ich bitte Sie ,meine Frounde ,sich durch Büboroion

nicht in Erregung bringen zu lassen ( Btürmische Zustimmung . d .Koz .dem. - ¬
anhaltende Zwischenrufe . . Chr .soz . - Abg .Dr .Arnold liest weiter )Ich bin
ein Ungläugiger .Aber ich habe vor demem Stand Respekt ,auch vor der Würde
desgeistlichenStandes .DasBenehmendesHerrnDr .Arnoldjedochistunter
der Würdedes geistlichen Standes( StürmischerBeifall . . Soz. dem. ) -¬
anhaltende Zwischenrife . -Abg . Dr .Arnold liest weiter )Hören Sie !so betet
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er auch sein Vaterunser .So verhält er sich auch am Altar .Genau somurmelt
er auch am Altar wie hier im Gemeinderat ( Aghaltende Zwischenrufe )

Heute ,nachdemmandieses Notrechtdes Staates in derVerfassung
verankert hat und jeder Mensch weiss ,wie es zu gebramchen ist ,und
Nono 8 44 „ 4 „ „ . *

dass jedes andere ein Notrecht enthaltenedeGesetz
durchdiesss neueVerfassungsgesetzderogiertist ,in dmAugenblick
grägt man ein Kriegswirtschaftliches Ermächtigung =gesetzaus ,das bisher
dazubenüt zt wurde -imKriege -umdie Fragender Brot - ,der Mehl - undMilch¬
karten zu erledigen ,umPächterschutzverträge zu regeln unddergleichen ;
in Gesetz ,das sich ausdrücklich als ein wirtschaftspolitisches Gesetz

kennzeichnet *. .
umzu sagen :Bundespräsident , 4 .*Dein Notracht - hatgar keine Bedeutung ,das Notrecht des Staa¬

tes wird ausgeubt durch den einzalnen Minister
und ausschliesslich so ,wie er es für richtig hält und weder Bundesprä¬

sident nochPar lamenthabenbei Ausübungdieses RechtesirggadeeinWort
zu reden .

1o1
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Unddaswill manernsthaftals die Rechtslagein derRepublikdarstellen !
Ich frage Sie ,meine Herren ,wozu haben wir eine sogenannte Präsidial¬

verfassung gemacht ,wozuhat mandie Wahldes Bundespräsidentendurchdas
Volkstatuiert ,ihn also mit der höchsten Autorität ,demVolkswillen ,ausge¬
stattet ,wozu leistet ein Bundespräsident noch eine Angelobung ,wozukann

ein Bundespräsidentüberhauptnochsein ,wennnebenihmundnebenseinem
Rechte ,Verfügungen zu treffen ,jeder einzelne Minister machen kann ,was

er will ,

( LebhafterBeifallbeidenSozialdemokraten)( Abg.Dr .Arnold(chr. soz. )
setzt seine Verlesung fort . . . -Schon wieder

Hoffontlich
der Herr Dr .Arneld ! ist er schonbeimEvangelium!( Zwischenruie
bei den Sozialdemokraten )Lassen Sie ihn ,er hat ja ein Gebetbuch ,er liest

dech über die christliche Nächstenliebe ![ Heiterkeit und Zustimmung bei den

Sczialdemokraten )

Auf Grund eines Wirtschaftsge setzes erlaubt sieh nun ein Minister
rein pelitische Verfügungen zu erlassen .Aber während ich das sage ,ist ja
das Wortnicht mehrwahr ,denn der Minister des Innern trifft ja garnicht

ein

diese Netvererdnungen ,sondern er hat ihm nachgeordnetes Organ damitbe¬
traut .Und während die Verfassung im Artikel 103 ausdrücklich vorschreibt ,

dass zur Erlassung von Weisungenausschliesslich die Bundesregierungund
die einzelnen Minister in ihrem Ressort berechtige sind ,kommt ein sogenann¬

ter Staatssekretär und erlässt Weisungengegen die Verfassung ,gegendas
Gésetz . . Ch viivmn L .

omtesc . .Und nun will man mit Hilfe solcher Vererdnungen demBür¬

ger das Wort nehmen in der Versammlung ,will man dem Bürger das Wort nehmen
in der Presse ,will man aus der Zeitung herausreissen das Wort und die Let¬

tern ,will man die Presse nicht unter eine Zensur nur ,die nach der Verfas

sung absolut ausgeschlossen ist ,nein ,unter eine Vorzensur stellen ( Pfui

Rufe bei den Sozialdemokraten ) ,sodass die einzelnen Zeitungen zweiStunden
verher zu irgend einem Bbüttel gehensollen ,umzu fragen ,ob dasWort ,
das sie pflichtgemäss zu äussern haben ,von einer hohen Regierung genehmigt

wird oder nicht ,( Neuerliche Pfui !Rufe bei den Sozialdemokraten )undalles

das ehne Recht und ohneGesetz .
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Ich habe diese Weisung zurückgewchickt ,nicht nur ausGründen
des Fochtes ,sondern weil dieser Erlass ein Verbrechen gegen die gesamte
Wirtschaft der Stadt und des Staates ist .( Zustimmung bei denSozial - ¬

demokraten . )
Mansagt ,der Nationalrat habeversagt ,Unddochist die

Regierungnicht in der Lage ,irgend eine Vorlagezu nennen ,diesie
ernsthaft angestrebt hat und die der " ationalrat nicht erledigt hätte .
Man hat das in den schwersten Stunden der Wirtschaft Oesterreichs
getan .Manhat sogar
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Ermächtigungsgesetze gemacht ,weil man erkannt hat ,dass es unter Umständen

notwendig sein kann ,auf Grund eines Ermächtigungsgesetzes rasch eine Ver¬

fügungzutreffen .Erst in demAugenblick,41sdie Regierungeinsolches
Ermächtigungsgesetz ,jenes über die C redit =Anstalt ,in dergröblichsten
Weise missbraucht und dadurch ungeheures Unglück über den Staat heraufbe¬
schworenhat ,indemsie ihn mit Verpflichtungen belastet hat ,die fürdas
Volk einfach unerträglich sind ( Zustimmung bei den Sozialdemokraten )erst

gegenüber
in diesem Augenblick hat man ErmächtigungsgesetzenBedenken gefasst .

TrotzdemEe

sind handelspolitische und auch andere Ermächtigungsgesetzeerlassen wor¬
den .

Mansagt uns ,die Verfassung sei überhaupt nicht haltbar ,man
bedürfe eines Ständerates .Tatsächlich ist dieser Ständerat in derVerfas¬

sungvomJahre 1929vorgesehen .Die Regierunghat es aber in den dreiJah¬
ren noch nicht der Mühe wert gefunden ,auch nur eine Vorlage über diesen

Ständerat dem Parlament zu unterbreiten .Heute lässt sie aber durch ihre

Emissäre verkünden ,die Verfassung sei nicht durchgeführt ,manhabenieht
einmal noch den in der Verfassung vorgesehenen Ständerat .Js hätten viel¬

leicht die Staatsbürger selbst diese Gesetzentwürfe ausarbeiten und dem
parteien habenParlament vorlegen sollen ?DieRegierungs¬ nicht einen Schritt getan ,

um irgend eine Schwierigkeit aus der Welt zu schaffen ,um irgend etwas an

den Dingenzu ändern .Undjetzt ,nachdemsich ganzeUnfähigkeiter¬
weist ,folgt das ,was psychologisch immer begreiflich ist ;mit der Unfähig¬

keit paart sich die Brutalität .( Lebhafte Zustimmungbei denSozialdemokr . )
Dem steht die hilfslos gegenüber ,undzwar"Regierung

vor allem des¬
halb ,weil sie aus so heterogenen Elementen besteht ,dass sie niemals zu

einer einheitlichen Auffassungkommenkann ,weil in dieser Regierungver¬
einigt sind Demokraten mit Faschisten ,Reaktionäre mit solchen ,die sich
ein fortschrittliches Mäntelchen umnängen ,Leute ,die das Parlamentals
eine Quatschbude bezeichnen ,Leute ,die das,Parlament als denInbegriff

der Autorität des Staates bezeichnen ,Leute ,die in Korneuburg einen Schwur

gegen die Verfassung leisteten ,Leute ,die amanderen Tag wiedereinen
Schwur auf die Verfassung leisteten ,so heterogene ,einander widerspre¬

chendeElemente,dassje nachderStimmungundje nachdemdereineoder
oben schwimmt . , Entscheidungen11andere

fehlt .JedeRichtliniegetroffen werden .

Es fehlt die Autorität ,sagensie .
i Sielle ,die

O

Weisheit ,aufbegründetauf
1o

I .

u .

8
Aber
Autorität

en ,

ist

Verstand ,auf . .Vernunft ,aufder
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kraft der Ueberzeugung ,auf der Hoffnungder Massen ,dass dieseKraft
sie zu einem entsprechenden Ziele führt .

dann
t .er miamiss ue

Werdiese Ueberzeugung in den Massen weckt ,der bekommtauch die Stimmen
der Massen ,der hat auch die Autorität .Und wenn man gerade in den der

Bundesregierung nahestehenden Kreisen gegenüber denLandesregierungen
immer wieder sagt ,es müsse die Autorität der Bundesregierung hergestellt

werden ,so können die Länder die hohe B undesregierung nur einladen ,sich
diese Autorität durch ihre Handlungen zu schaffen .( Zustimmung bei den
Sozialdemokraten )Aber wie steht es damit ?Wir haben ja erst unlängst

Wahlen gehabt = ich wünsche nur von Wien zu sprechen = und bei diesen
in unserem Lande

Wahlen haben die Parteien ,die diese Bundesregierung bilden ,/19 % der ab¬

bekommen .gegebenenStimmen ( LebhafteHört !Rufebei denSozialdemokr. )
Unddas will Autorität sein ?In den Ländernist es nicht vielbesser .
Tatsache ist ,dass diese Regierung in diesem Parlament überhaupt keine
Majeritätmehrhat ,sondernschwankendeAbstimmungenvoneinerStimme
plus und einer Stimmeminusauf Grundeiner kängst verflossenen Wahlund
dass die inzwischen vorgenommenenWahlen im Landtage und Gemeindenerwie¬

sen haben ,dass die heutigen Regierungsparteien in ganz Oesterreichlängst
die Majoritätverlorenhaben .( LebhafteZustimmungbei denSozialdemokr. )

die NovellierungderUnd wenn nun Gewerbetreibende

Gewerbeordnungfordern ,wenn die AufhebungIndustrielle .
Kontingent-¬der Beschränkungen verlangen ,wennder Kaufmannkommt

und zeine Bedenken gegen die Pevisenverordnungen erhebt ,wenn demBeamten
bange wird um die Sicherheit

der Existenz ,weil das

Recht des Beamten ,seine Rechtsverhältnisse im gegenseitigen Einvernehmen
regeln .

durchbrochen wird durch einseitige Verfügung des Unternehmerszu

bei den Bundesbahnen ,wenn der Angestellte besorgt sieht ,was ihn undsei¬
nen Verträgen ,auf denen seine Existenz basiert ,droht ,in demAugenblick

und
*. . .wo der Arbeiter umseinen Arbeitsplatz zittert ,

ja Gefahrlaufen ,
hunderttausendeArbeitsloseNotundElendleiden ,

, dasssie auchaus der Arbeitslosenunterstützungausgesteuertwør¬
den und dass ihnen zum Schluss überhaupt kein Bissen Brot mehr übrig bleibt

in einem Augenblick ,wo hunderttausende verzweifelte Menschen in dieser
Stadt ohne jede Hoffnung sind und nach der wirtschaftlichen Arbeit der
Regierung rufen ,in diesem Augenblick weiss ihnen die Regierung nichts

anderes zu bieten als Versammlungsverboteund Presseknebelung .( PfuiRufe
bei den Sozialdemokraten )( Abg .Dr . Arnold( christl . soz . )verliest weiter

einen Zeitungsartikel .
Präsident Dr .Neubauer :

Herr Abg .Arnold ,ich werde mich gezwungen sehen ,Sie zur Ordnung zurufen ,
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wennSiedenMahnungendesPräsidentennichtFolgeleisten .( Abg.Jen¬
schik ( soz .dem . ) :Sie kommen deswegen auch nicht in den Himmel ,Herr Dr .

Arnold .= Heiterkeit bei denSozialdemokraten. )
Landeshauptmann Seitz :

Ich habe die Pflicht ,von dieser verantwortlichen Stelle
aus ein ganzx ernstes Wortder Mahnungan die Regierungzurichten .

t . es ist uner¬
träglich ,dass man verzweifelten Massen ,denen man nicht das Stück Brot

auch die lotztezu bieten vermag r12

nimmt ,ja nur die Möglichkeit über ihre Lage zurodon ,Hoffnung . eri .
dass man ihnen das Wort in der Verassmlungund

das Wort in der Presse verbietet .( Pfui !Rufe bei denSozialdemokraten )
Es warenfür heute eine grosse Zahl vonVereinsversammlungenin Wieneinbe¬
rufen .Diese Vereinsversammlungen unterliegen nicht der vorzitierten

Fey = Weisung ,die sich ausdrücklich nur auf das Verbot der Versamm¬

lungen auf Grund des § 6 des Versammlungsgesetzes bezieht .Nachdem nun Ver¬

einsversammlungen einberufen worden sind ,hat die Regierung die Polizei

angewiesen ,auch die Vereinsversammlungen unmöglich zu machen .( Lebhafte

Pfui !Rufebei den Sozialdemokr . )Dazuist in den Gesetzenabsolutkeine
Handhabe gegeben ,denn Vereinsversammlungen können nach dem geltenden Ver¬

sich gesetzwidrige Vorfälle ereignen ,
einsgesetze nur geschlossen werden ,wenn ein Vorverbot .

t . einer Vereinsversammlung kennt das Gesetz überhaupt

nicht .Nichtsdestoweniger hat die Regierung die Polizei beauftragt ,diese
Vereinsversammlungen nicht etwa ,wenn sie stattfinden ,zu schliessen ,son

dern sie überhaupt unmöglichzu machen .Undweil mannun mit Rechtbefürch¬
ten muss ,dass jederStaatsbürger ,der von einem solchen Verbot betroffen

wirdwird ,einen Rekurs an den Landeshauptmann richten , habe ich knapp
vor Eintritt in den Saal eine Zuschrift bekommen ,die nun nicht mehr vom

Herrn Fey unterfertigt ist - so weit haben die Herren schon Verfassungs¬

kunde gelernt ,soweit habe ich es ihnen schon verständlich gemacht¬
sondern von dem zuständigen Minister des Innern ,dem Bundeskanzler Dr .

Dollfuss ,der nach der Verfassung berechtigt ist ,Weisungen zu erteilen .

Damit Sie sehen ,hoher Landtag ,wie man hier Gesetz und Recht mit Füssen

tritt ,bringe ich Ihnen den Erlass zur Verlesung .Er lautet :" InBefolgung

des normativen Rundschreibens vom 7 .März 1933 "= das ist die Fey =Weisung ,
die sich auf Versammlungen bezieht = untersagt die Bundespolizeidirektion

in Wieneine Reihe von für heute von den SozialdemokratischenWählerverei¬
nen Wiens einberufen Versammlungen auf Grund des § 6 des Versammlungs¬

Heiterkeitbei den Soziaodemoraten . )gesetzes "( Hört !Hört! "
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VerfassungNach
haben die Bürger das Recht ,Versammlungenzu halten und Vereine zubil¬
den ,Das nähere bestimmen die einzelnen Teilgesetze .Nun haben wir ein Ver¬
sanmlungsge etz und ein Vereir ' sgesetz .

Abg .Dr .Arnold liest inzwischen ununterbrochen weiter vor ,worauf
ihm Präsident Dr .Neubauer zur Ordnungruft

RegierungDollfusswaresvorbehalten,Bgm .Seitz :Nurder
forsanmlungs -gesetzesBestimmungendes

. . . .* . „ » „ ¬ 5
auf Voreinsversammlungenanzuwenden .

Abg . Dr . Arnoldsetzt seine Verlesung fort worauf ihmPräs .
Dr .Naubauer zum zweitenmal den Ordnungsruferteilt .

Bgm .Seitz :Ich weiss nicht ,warumsich der Herr Präsident bemüht .
Uch habe es längst aufgegeben ,diesem Mann Manieren beizubringen .( Heiter¬
leit und Beifall bd .Soz .dem . ). Wennes nicht einmal seinen Standesgenossen

gelingt ,ihm die Würde für seinen Stand beizubringen ,wie soll es dauns
Ungääubigen gelingen ?( Erneuerte Heiterkeit und Beifall . d .Soz .dem . - ¬

Zwischenrufe . . Chr .soz . )Die Regierung geht aber noch weiter .DerBür¬
ger ,dem man ein Recht versagt ,hat das Recht ,an die nächste Stelle
zu rekurieren .Er kann vomLandeshauptmannverlangen ,dass er imRokursweg

so entscheidet ,GeGeinendPrlicht
entspricht .Die Regierungaber sagt :Nein !Die zweiteInstanz

wind dem Staatsbürger einfach konfisziert ( Lebh .Hört Hörtrufe . d .Soz .dem . )
Der Bundeskanzler Dollfuss sagt dem Landeshauptmann /in dem Erlass :" Un¬
ter Hinweis auf die Begründung der " - fürdas Deutsch bitte ich umEnt¬
schuldigung ! - "bezüglichenUntersagungsbescheide( Heiterkeit . d .Soz .dem. )
erteile ich hiemit gemäss Artikel 103 des Bundesverfassungsg esetzes die
Weisung,allfällig dagegenerhobeneBerufungenin zweiterInsganzabzuwe
sen und die angefochtehen Entscheide võllinhaltlich zu besestigen . "( Ent¬
rüstungsrufe . d .Soz .dem .- Lachen . . Chr .soz . )Sie lachen .Nun ,jeder
Mensch lacht darüber .Stellen Sie sich vor ,jemand würde einem Oberlandes¬
gericht Vorschriften machen ,wie es als Rekursinstanz zu entscheiden hat .

. Z

en usetre ,
Und immer beginnen die grossen Verfassungsbrüch

mit derartigen juristischen Dummheiten( Zustimmung . d .Soz .dem . )Nochjeder
Verbrecher gegen die Verfassung hat seine Verfassungsbrüche

mit derartigen Formalitäten begonnen ( Lebh .Beifall b .d .Soz .dem . )Wennheute
Arboior in diesem Staate noch Rechte hat ,der Bürger und vor allem der

wenn es hier nohh eine sozialpolitische Gesetzgebung gibt ,vomAchtstunden¬
tagsgesetz bis zu den Sozialversicherungsgesetzen ,wenn jeman hier noch
glaubt ,seine materielle Existenz in einem Rechtssaate gesichert zuhaben ,
dann kann man nur laut und vernehmlich sagen ,dass jede Materielle Existenz
nurauf der ExistenzdesRechtesimStaatebegründetist unddassmitder
Beseitigung des Rechtes des Bürgers auch seine wirtschaftliche Existenz
untergrabenist .( Zustimmung. d .Soz .dem. )

Ich glaube aber nicht ,dass es jemals möglich sein wird,in
OesterreichundinsbesondereimLandeWiendie Rechtedes Volkesund
damit seine Lebansexistenzin irgendeiner Formzu vernichten( Lebh .
Beifall . . Soz .dem . ) 107
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.
Heute ist die Arbemter - Zeitung/so ,als lebten wir mitten im

ist eineDioserKriege mit einem weissen Fleckerschienen . Kultur - ¬Fleck
schande ( Lebh .Beifall . d .Soz .dem . ) an die finstersten Zeiten des .
Kriegeserinnert .

Sie können heute in der Reichspost ,die der Partei des
Herrn Dollfuss gehört ,Sätze lesen ,die wortwörtlich auch in derArbei¬
ter - Zeitung gestanden sind ,hier aber konfisziert wurden und dort ge¬

blieben sind .( Stürmiche Pfuirufe . d .Soz .dem . )SDieser autoritären Regie¬
rung beliebt es also ,einen und denselben Satz in einer Zeitung zubelas¬
sen und in einer anderen zu konfiszieren und ihr dadurch einen schweren

wirtschaftlichen Schaden zuzufügen .Die Arbeiter - Zeitungwird auchdiesen
Konkurrenzkampfmit der Reichspost überstehen ( Lebh -Beifall b .d .Soz .dem . )
Ich glaube aber ,dass es demallgemeinen Wirtschaftsleben in derStadt
nicht angemessen ist ,derartige Grundsatze des unreellen Methbewerber
in das öffentliche Leben einzuführen ( Beifall . . Soz .dem. )

Diese Verordnungen sehen auch Strafen für Beleidigungen von
Regierungen oder ihren Organen vor .Wenn also eine Landesregierung oder
eines ihrer Organe ,wenn die Bunde regierung oder ein Minister in der

Presse beleidigt wird,kann das mit einer Freiheitsstrafe bis zu 3Monaten
ein Gericht ,gesühnt werden .Ueber dieses Belikt judiziert aber nicht

söndern die Polizei ( Lebh .Hört. .
Hörtrufe . d .Soz .dem . )Jetzt haben wir den famosen Zustand ,dass z,B .
Herr Dollfuss seiner Polizei die Weisung gibt ,sie möge jemanden verurtei¬
len ,weil er ihn angeblich beleidigt hat ,Die Polizei mussdieser Weisung
folgen und ein Rechtsspruch wird auf Grund der Anordnung einer Regierung ,

nicht auf Grund richterlicher Entscheidung gefällt .Wenn die Verurteilung
unter 1l Tagen erfolgt ,gibt es dagegen überhaupt keinen Rekurs .Wenn

bei uns im Verwaltungsverfahren ein Mensch eine Warnung der Verwaltungsbe
hörde bekommt ,kann er durch 3 Instanzen rekurieren .Wenn er aber eine
Beleidigung gegen irgendein Mitglied einer Landesregierung oder der Bun¬
desregierung begeht ,kann er eine Freibeitsstraf bis zu 1l Tagen erleiden
ohne überhaupt irgendein Rekursrecht zu haben ( StürmischeEntrüstungsrufen

. . Soz .dem . )Bekommter eine Freiheitsstrafe von mehr als 1 .Tagen ,
so kann er noch immer nicht zu einem Richter genen ,sondern musssich
an denselben Menschen wenden ,der die Anordnung getroffen hat .

Wennnich mich also vonirgendjemandem
beleidigt fühle ,könnte ich als Land shauptmann der Polizei die Weisung
geben ,den Mannzu strafen ,und wenn die Polizei ihn zu L .WchenArrest ver¬
urteilt hat ,kann er einen Rekursan mich ,an den Beleidigten ,machen,
( Zwischenrufe . . Chr .sozm ) .Von einer Sicherung der Unbefangenheit
des Richters oder des Entscheidanden ist keine Rede .Wenn so etwas möglich
ist ,kann man nicht mehr von einem Rechtssaate reder

und dann laufen wir in* * ** *
diesemStaate die höchste Gefahr .Hier handelt es sich umdas Ganzeund
weder ein Proletaier noch ein Unternehmer noch ein Angestellter wird
hier Wirtschaft von Recht und Recht von Wirtschaft unterscheiden .
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Das ist eine Einheit und deshalb sagen wir mit allem Nachdruck in Ver¬
teidigung der Freiheiten und der Gerechtsame des WienerBürgertums :
Hände weg . ! :i rt . r,vondieser Verfassung Das freie Land Wien wirdsich
nicht knechten lassen !( Lebh .Beifall b .d .Soz .dem . )Dieses Wien ist eine

Stadt alter deutscher Kultur ,in der das Bürgertum und alle Bevölkerungs - ¬
klassen für die Freiheit der Versammlungen ,der Vereine und derPresse
gekämpfthaben .

it bitert D .zub uer ertcilt dem Abe . Dr . Arnedd ,der unenter¬
brochen meiter verliert ,nauerlich det Ordnungsruf .

Bgm .Seitz äIn dieser Stadt hat man alle Verfassungskämpfe von
1848 bis 1867 ,401918 und so . tiger ausgetragen .In dieser Stadt lebt die

Tradition ,eis mit ass Lefinden und Denen edes dinz lnen eyeru
veriebt ist ,die Fracitica von der Pflicht ,sein Recht zuverteidigen .
Und wenn eine Regierung mit Gewalt Rechte des Volkes beseitigen will ,
muss sie gewarnt werden ,weil aus einem solchen Rechtsbruch unabsehbare

Gefahren erwachsen,rden ( no . h .eif . i “. . Chr .scz .Deshalb sage ich hier ,
nicht als Parteipolitiker . : ,sondern als Bürgermeister dieser Stadt ,als

ihr Landeshauptmann :Die Stadt Wien ist keine Stadt der Kulis ,keine Stadt
der Sklaven ,sondern die Stätte eines alten Kulturvolkes ,das seine
Rechte verteidigen S plt c :ean wird ,dass diess Rochte von irgens¬

tiart wer :cn .Noch ist es Zeit :noch sind wir nicht hinein¬
geschlittert undnochsind die Bürgerunddie Behördenin Rühe .Einekleine
Gruppe von Menschen in dieser Stadt maast sich an diese Ruhe zudurchbrecher
Aberwehe der Stadt ,wennsie ins Tolch "kl p s vor
1Tah .kommt ,die unabsehbar 1s Wir wollen hier nicht einen Trümmer¬
haufen der Wirtschaft und des Rechtes ,von dom die Wiener als Bettler

in die Länderhinausziehen können ,sondern wir wollen ,dass dieseStadt
die furchtbare Zeit dieser Krise und Wirt schaftsnot überv inde und sich

wieder emporhebe zu neuer Wirtschaft und it : rKultur .Deshalb ,sagen
wir : wegmit dem Verfassungsbruch it dem Buch oe machv . c! Wie¬

derherstellung der Freiheiten und Gerechtsame dieser Stadt !DasVolk
von Wien wird zur Verfassung der Republik stehen ,unbeugsam und hart

gegen jedermann ,der sie antastet .( Stürmischer langanhaltender Beifall
. d .Soz .dem . )Rufe :Hoch die Freuheit ! - Lebh .Zwisxhenrufe . . Chr . soz . )

Präsident Dr .Neubauer :Während der Rede des Herrn Landes - ¬

hauptmannesist folgender Antrag der Abg .Nachtnebel undGenossen
eingebracht worden :
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Antragder AbgeordnetenNachtnebel ,LeopoldineGlöckel ,Thaller
umGenossen .

Der Landtag wolle beschliessen :
. )Der Wiener Landtag erhebt schärfsten Einspruch dagegen ,dass die

Bundesrogierungin der Zeit schwerster wirtschaftlicher Not ,inder
alle Kräfte darauf konzentriert werden müssten ,den Arbeitslosen Arbeit
den Gewerbetreibenden und der Industrie Absatz ,den Opfern der Wirt - ¬

schaftskrise Hilfe zu schaffen ,leichtfertig undmütwilligeinen
schwerenVerfassungsbruchheraufbeschwörtunddadurchdenBürgerfrieden
und die Volkswirtschaft in ernste Gefahren stützt .

. )Der Landtag fordert die unverzügliche Wiederherstellung desver - ¬
fassungsmässigen Zustandes im Bunde .Er warnt eindringlich davor ,forma¬
le Vorwände zu missbrauchen ,um die Wiederherstellung der verfassungs - ¬
mässigen Stellung des Nationalrates zuhindern .

. )Der Landtag protestiert gegen die verfassungswidrigen Angriffe
der Bundesregierungauf die Freiheitsrechte ,die die Verfassungallen
Staatsbürgern verbürgt .Er fordert die Aufhebung des verfassungswid¬

rigenVersammlungsverbotesunddie Aufhebungderverfassungswidrigen
Verordnung über die Knebelung der Ppesse .

. )Der Landtag fordert den Landeshauptmannund die Landesregierung
auf ,alles ,was in ihrer Macht ist ,zu tun ,um die Wiederherstellung
des verfassungsmässigenZustandeszu erwirken ,unddadurchdenAus- ¬
bruch schwererVerfassungskämpfe ,die den Frieden unddieWirtschaft
Wiens bedrohen ,zuverhüten .

. )DerLandtagerwartet ,dass alle Organedes LandesderVerfassung
des Bundes und der Verfassung des Landes Wien ,auf die sie ihr Gelöb¬
nis geleistet haben ,Treue wahren und dass sie daher jeder Weisung
zu verfassungswidrigenHandlungenden Sohorsanverweigenn .DerLand¬
tag begrüsst und billigt daher ,dass der Landeshauptmann die ver¬

fassungswidrige Weisungdes Staatssckretärs für dasSicherheitswesen
abgelchnt hat .Das Volk von Wienwird sich im Kampffür Verfassung
und Recht um seinen Landeshauptmann scha ren .
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( Lebh .Beifall b .d .Soz .dem. )
AufAmtragdes Abg .Frauenfeld ( nat . soz . )wirdbeschlossen ,

über die Erklärung des Bürgermeisters Seitz die Debatte zueröffnen .
Abg .Frauenfeld :Geehrter Landtag und Sie Putschisten imTaschen¬

format !( Lachen . . Chr .soz . - Abg .Stöger :Die neue Ko alition Pfui Teufel ! )
Während sich draussen im Reich und im übrigen Europa Ereignisse von
grösster Bedeutung abgespielt haben ,erleben wir hier Dinge ,die gleich¬
zeitig lächerlich und grotesk sind .Ich weiss nicht,ob diese Dinge ,die

uns in den letzten beiden Tagen von der Regierung Dollfuss beschert wur¬
den ,den Landtag beschäftigen sollen oder ob nicht besser der Professer
Wagner Jauregg damit zu befassen wäre .( Beifall . . . . )Wir habenes
wiederholt erlebt ,dass Putsche aus Kraftgefühl vorgekommensind .Jetzt
haben wir einmal einen Putsch aus Schwäche erleben können ;aus demGefühl
heraus ,dass niemand mehr hinter ihnen steht ,haben sich die Christlich¬
sozialen mit dem Heimwehren ,hinter denen auch niemand mehr steht ,ver¬
bündet,umsich gemeinsamkrampfhaft an demPlatze festzuhalten ,derihnen

im Falle von Neuwahlen niemals mehr zukommen würde .Was sich in den letzten

Tagen hier herauskristalisiert hat ,ist ein politisches Siebenmonatskind ,
das körperlich seinem Vater Dollfuss recht ähnlich sihht ( Heiterkeit . d .

. . ) unddaher wohl nur eine ziemlich kurze Lebensdauer haben dürfte .
( Lebh .Zwisxhenrufe b . . Chr .sozm )
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Die ganze Flut von Massnahmen ,die getroffen worden sind ,erklärt sich
in erster Linie aus der Angst vor Neuwahlen ,die ausgeschrieben werden

könnten .Dazu gesellt sich der panische Schrecken ,der Ihnen in die Glie¬

der gefahren ist ,wie Sie das Resultat vom5 .Merzin Deutschlanderfahren
und den Versammlungssturm vom 6 .März gesehen haben .( Lachen undZwischenrufe

bei den Christl . scz . )Die Christlichsoziale Partei ist in diesemJall
die gefangene des fürstlichen Provisionsagenten ,des Juden Mandl ,gewesen .

( Lebhafter Beifall bei den Nationalsoz .= Lachenbei denChristl . soz . )
Diese Tatsache wirkt geradezu erheiternd .Kinn man sich etwas komischeres

vorstellen als den Herrn Kunschak als Putschisten ?Es wäre nun naheliegend ,

dassirgendjemandaufstehenundausseinengeringengeistigenMittelnheraus
die Feststellung machenkönnte ,wie gerade ein Nationalsozialist solche

Dinge einer Kritik unterziehen kann ,mit der Begründung ,Adelf Hitler hätte

in Deutschland etwas ganz ähnliches gemacht .Darauf kann ich nur erwidern :

Quod licet Juvi ,non licet bovi ,was heisst :Was Hitler erlaubt ist ,ist

nicht Herrn Dollfuss erlaubt .Bei der Whl vom 24 .April des verflossenen

Jhres hat man ja nichts mehr von einer Heimwehr gesehen ,die sich jetzt

in dem Kabinett so patzig und gross macht ,und nichts mehr von denen ,die

heute behaupten ,sie wärenimstande ,im Staate ReheundOrdnungherzustellen ,
mit ihren Mssnahmen aber nur Unruhe und Unordnung in die Bevölkerung tragen .

Menhat es schon oft erlebt ,dass ein Teil der Bevölkerung gestützt aufsei¬
ne Kraft und im guten Glauben einen anderen T eil der Bevölkerung unter Druck
gesetzt hat .Manhat aber nach nicht erlebt ,dass eine Regierung ,dienie¬
mandenhinter sich hat ,sich gegen die ganze Bevälkerung wendet .( Beifall
bei den Nati onalsozialisten = Zwischenrufe bei den Christlichsozialen . )Wenn

heute gewählt würde ,sässe von Ihnen niemand hier und auch nicht im . ¬
tionalrat .( Lachen und Zwischenrufe bei den Christlichsozialen . )Ausserdem
sind die getroffenen Massnahmenvon einer ausserordentlichen Tückeund

kleinlichen Gehässigkeit .Da verhängt man . B .Verwaltungsstrafen ,gegen

die es einen Rekurs nicht gibt .Wir empfinden diese Massnahmenals 100Zig

gegen den Nationalsozialismus gerichtet .Diese M ssnahmen sind ein Ausfluss
der politischen Ereignisse ,die sich bisher in Oesterreich abgespielt haben
und gegen die man sich jetzt in keiner Weise mehr zur Wehr setzen kann ,

als indemmanden BouendessGesetzesverlässt .DieChristlichsoziale
Partei hat in einem Aktionspregramm vom . hre1919 ausdrücklich erklärt ,der
alleinige Inhaberder St atsgewaltsei dasVolk ,das seine Geschicketeils
durch die von ihm gewählten Vertr .tungskörper ,durch die Bchörden oder in

unmittelbarer Volksabstimmung selbst ausübt .In die Staatsverfassung seien

aufzunehmen die Vereins =,Versammlungs -und Pressfreiheit ( Hört !Hört !
bei den Nationalsoz . )Ir diesem Programm heisst es auch ,die Verhandlungen

über den Zeitpunkt und die Vorbedingungen für die Verwirklichung des An¬

schlusses Deutschösterreichs an Peutschland sind ohne Verzug einzuleiten
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( Hört 'Hört 'bei den Nationalsozialisten . )WasSie jetzt machen ,ist der
Dienst von französischen Fremdenlegionären .( LebhafterBeifall beiden

Nationalsozialisten .= StürmischeEntrüstungsrufebei denChristlichso¬- —

zialen . )Herr Starhemberg ,der politische Tippler geht nach Budapest ,

Romund Paris um seine Freundschaftsbande zu knüpfen ,Herr Winkler
fährt zumTschechenBenesch ,umdort seine Fädenzu knüpfen .Washierge¬
schieht ist vomStandpunkt des deutschen Volkes nackterVolksverrat und
das werden Sie zu verantworten haben .( Lebhafter Beifall bei den National¬

sozialisten = Lebhafte Zwischenrufe bei den Christlichsozialen . )Wirer¬

klären hier feierlich und öffentlich ,was hier geschieht ,entspricht nicht

der Verfassung und nicht demGesetz .Wir warnen daher jeden ,vorallem
das Ausland ,mit einer solchen Regierung ,die den Boden des Gesetzes ver¬

ihr
lassen hat ,Verhandlungen zu führen ,. .irgendwelche Beträge zur Ver¬

fügung zu stellen ,weil diejenigen ,weil diejenigen ,die nach ihnen kommen ,

ihnendas nicht bestätigenwerden .( LebhafterBeifall bei denNationalso¬
zialisten .= Stürmische Entrüstungsrufe bei den Christlichsozialen und
stürmische Rufe bei den Christlichsozialen :Hochverrat !Volksverräter ! )
Wassich in diesen vorübergehendenillegalen Zustand abspielt ,wirdniemals

die Billigung derer finden ,die nach Ihnen kommen .Wenn Sie durchaus dem

Volkhelfen wollen ,warumsträuben Sie sich gegenNeuwahlen ?Es ist viel¬
leicht auch etwas anderes ,was Sie dazu bewogenhat ,derartige Massnahmen
zu ergreifen .Wir haben . B .gehört ,dass ein gewisser Regierungsrat Oskar

. . Meindlverhaftet wurde ,undwir sind darüberinformiert ,dasssich
diese Angelegenheit zu einem ausgefallenen Sklarez =Skandalauswachsen
wird ,wenn diese Affäre nicht wie schon einmal von den HerrnBuchinger

Es scheint hier die Perlenhalsband - AffärePopper eine
und Winkler wieder niedergeschlagen wird .sehr interessante Halsband¬

asfäre zu werden .Darüber hinaus würde es uns sehr interessieren ,warumheute
bei denBundesbahnenKalkulationenangestelltwerdenmüsstenfürZüge
aus Bregenz ,Feldkirch ,Bludenzusw .nach Wien ,bei denen eine 70 %igeEr¬
mässigungberechnet wurdefür den Transport ven 17 . 000MannHeimwehrsamt
Material .( LebhafteHört 'Hört 'Rufebei den Nationalsozialisten . )Interes¬
sant ist nicht ,wozumandiese 17 . 000MannHeimwehrin Wienhabenwill ,
sondern womandiese 17 . 000Mannhernimmt .Wennüberdies daskommerzielle
Nachrichtenblatt den § 20 des Wehrgesetzes zitiert über Fahrtermässigungen
übervomUrlaubzurückkehrendeWehrleute ,so beantwortetsich dieseFrage
vonselbst .Wirkönnennurdaraufhinweisen ,dasssichdiesteirische
Heimwehram6 .Märzan dennationalsozialistischenSiegesfeiernbeteiligt
hat ,also sichtbar abgerücktist vonLeuten ,die ihre Geschäftevonden

KohnHerrnMandl&ausBrünnundanderendunklenElementenbesorgenlassen .
Die Kopflosigkeit und Hysterie ,mit der manhier vorgeht ,wird auchdadurch

in der Arbeiter =Zeitungkonfiszier¬charakterisiert ,dass . B .eine
te Stelle in der Reichspostin demselbenWortlautenthaltenist ohnekonfis
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ziert zu werden ,oder dass der offene Brief unseres Landesleiters zwar

in der Dötz nicht konfisziert wurde ,wohl aber im Kampfruf ,während er

heute im Volkskampf wieder nicht konfisziert wurde .Die Bevölkerung lehnt
lehnt jedenfalls derartige faule und minderwertige Experimente mitNachdruck
ab .Die Bevölkerung misstraut der heutigen Regierung .Es muss nicht sehr an¬

genehm sein ,auf den Ministersesseln von heute zu sitzen ,in deren Gebälke
es so merkbar und sichtbar kracht .Denn mit der Polizei und demBundesheer

möchte ich nicht Dollfuss heissen und derartige Abenteuer begehen .( Lebhafter

Beifall bei den Nati onalsozialisten .= Stürmische Zwischenrufe bei den Christ¬

lichsozialen ] .Es wird sich jetzt zeigen müssxn ,ob es demLandeshauptmann
und seiner Partei mit dem ,was der Landeshauptmann heute erklärt hat ,

ernst ist, . .ob die Sozialdenokratie hier nur ein Scheingefecht gegen
die Christlichsozialen geführt hat oder ernstlich den Kampf gegen sie aufneh¬
men will .Wir können zusehen .Wir haben Zeit .Was soll demNationalsozialis¬
mus in Oesterreich geschehen mit einem nationalsozialistischen Deutschland

hinter sich ?Nichts .( Lebhafter Beifall bei den Nati onalsozialisten . )Im
Gegenteil ,wir finden aus den Kreisen der BevölkerungunerhörtenZustrom .
Wersteht hinterIhnen ?DieKircheist ja sichtlichvonIhnenabgerückt .Wir
werden dafür sorgen ,dass derartige Abentener in entsprechenderForm liqui¬

diert werden .Was sich hier abspielt ,ist das österreichische Kabinett Schlei¬

cher ,und was nach Schleicher gekommen ist ,das wissen Sie ja .Wirfordern

daher sofortige Wiederherstellung eines normalen werfassungsmässigen Zustandes

und stellen zu diesem Zweck folgenden Antrag :
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Die Bundesregierung hat in einem Aufruf an "Oesterreichs
Volks "Nofverordnungen über ein Versammlung -und Aufmarschverbot ,

sowie über die Einschränkung der Pressefreiheit angekündigt unddiese
angekündigten Notverordnungen auch bereits erlassen .

Der christlichsoziale Bundeskanzler Dr .Dollfuss - ¬
im Valksmund der " Millimeternich " oder auch der " Luxuszwerg " ge¬

nannt - hat - unterstützt oder gedrängt von seinenhahnengeschwänz-¬
ten Freunden Starhemberg und Fey - den Boden der Verfassungverlassen
und mimt den Diktator ,ohne die Fähigkeiten ,die Mittel ,die gesetz - ¬

liche Handhabeoder einen sachlichenAnlasshiefür zuhaben .
Wir stellen daherden

Antra
der Landtagwollebeschliessen:

. )Der Landtag legt gegen das Versammlungs -undAufmarsch¬
verbot ,sowie gegen die Einschräbkung der Pressefreiheit schärfste
Verwahrungein .

. )Der Landeshauptmann wird aufgefordert ,sofort bei der
Bundesregierung gegen die Erlassung des Versammlungs - undAufmarsch¬

verbotes ,sowie gegen die Einschräbkung der Presserfreiheit Verwahrung
einzulegen ,da die bezüglichen Verordnungeneine schwereVerletzung
der verfassungsmässig gewährleisteten Rechte der Bundesbürger bein¬

halten .
. )Der Landeshauptmannwird aufgefordert ,bei derBundes- ¬

regierung wegensofortiger Auflösung des Nationalrates undAusschrei¬
bung von Neuwahlenvorstellig zuwerden .

. )Der Landeshauptmannwird aufgefordert ,demVersammlungs- ¬
und Aufmarschverbot im Pande Wien die Durchführung zu versagen .

. )Der Landtag spricht einer Regierung ,die sich auf Par¬
teien stützt ,hinter denen keine Wähler mehr stehen ,das schärfste

Misstrauen aus und fordert deren sofortigen Rücktritt .
. )Der Ppäsident des Landtages wird aufgefordert ,denLand¬

tag neuerlich zu einer Sitzung für Montag ,den 13 .März1933einzuberu-¬
fen . "

Wenn Sie glauben ,dass der Nationalsozialismus derartigen Zuständen

untätig zusehen wird ,werden Sie sich täuschen .Wir werden jedenfalls die
Ferderung wieder erheben ,dass Sie den verfassungsmässigen ,dengesetzli¬

chen Zustand wieder herzustellen haben und wenn Sie das unterlassen ,

haben Sie die Folgen auf sich zu nehmen ,denn dann werden wirhandeln .

( Lebhafter Beifall bei denNationalsozialisten . )
Abg .Kunschakbemerkt ,er werdeauf den letzten Rednerin

der Weise antworten ,wie er glaube ,dass es gerechtfertigt sei .Er hat hier

zunächst die Beschuldigung vorgebracht ,die den Inhalt eines Verbrechens

darstellen ,ohne auch nur die geringsten Beweise dafür zu er¬
einer

Wer in öffentlichen Körperschaft derartige Anwürfe erhebt ,darfbringen .
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nicht : wie in einer Volksversammlung sich in Andeutungen ergehen ,sondern

der hat die konkreten Beweise vorzulegen und die fordere ich von demAbg .

Frauenfeld in derAngelegenheit Meindl ,von der er behauptet hat ,dass sie aus

einer Perlenhalsbandaffäre eine . Halsbandaffäre derRegierung Dollfuss

werden wird .Im übrigen habe ich nur das Bedürfnis ,eines festzustellen .Er
hat gemeint ,dass er mich nicht als Putschisten vorstellen könne .
Er ist damit einmal mit der " ahrheit in Uebereinstimmung geblieben .Abg .Frauen

feld verfügt über eine grosse Phantasie ,sie reicht aber nicht dazuaus ,
um mich als Putschisten darzustellen .Ich lege auch die entschiedenste Ver¬

wahrung dagegen ein .Mein ganzes öffentliches Leben war darauf abgestellt ,

auf dem Weg der Gesetzgebung und aller gesetzlichen Handhaben meinem Volk

und meinem Vaterland zu dienen und sonst gar niemandem .( Stürmischer Beifall

bei den Christlichsozialen )Im übrigen konstatiere ich ,dass derAufenthalt
im Rothschildspital nicht nur physisch sondern auch geistig von Erfolg war .

Aus dem Herrn Frauenfeld ist ein Lozelach = Erzähler geworden .( Lebhafte Heiter

keit und Beifall bei denChristlichsozialen . )
Der Herr Landeshauptmann hat heute mit dem Zeichen der

Erregung gegen die Massnahme der Regierung Protest eingelegt und festge¬

stellt ,dass alle Bevölkerungskreise Erregung durchzittere .Ich befinde

mich mit ihm in diewer Feststellung in Uebereinstimmung .Nur ist die Erre¬

gung eine geteilte .Es gibt Leute ,die schmerzlich erregt sind - das ist der
Bürgermeister - und es gibt Leute in Wien ,die freudig erregt sind .( Lebhaf

ter Beifall bei den Christlichsozialen )Manmuss sich fragen ,was denneigen
lich geschehen ist .Die Regierung hat ein Aufmarsch =und Versammlungsverbot

erlassen .Das ist eine Handlung ,die in den letzten Jahren wiederholt er¬
flossen ist und eine Anordnung ,deren Durchführung der Landeshauptmann von
Wien wiederholt in der sgrengsten Weise gehandhabt und beobachtet hat .( Lebha

Zustimmung bei den Christlichsozialen . )Es ist also gar nichts Neues ,was d .

geschieht .Nichts Welterschütterndes .( Zwischenrufe )Seine EmpörungundGe¬
wissenhaftigkeit kommt viel zu spät und klingt daher nur mehr wie das be¬
rühmte Posthorn Münchhausens .Die Regierung hat eine schärfere Handhabungd
Presspolizei angeordnet .Auch diese Massnahme geht über das ,was die Ver¬
fassung vorschreibt und über die Grenzen ,die die Verfassung hinsichtlich
der Pressfreiheit setzt ,nicht hinaus .Wenn der Landeshauptmann festgestellt
hat ,dass die Presse ihrem ordentlichen Richter entzogen wird ,ist das na¬
bärlich nicht richtig .Jeder Konfiskation folgt die Verpflichtung der

richterlichen Feststellung und der Bestätigung durch die Gerichte und es
wird jede Zeitung ,die angeklagt ist ,wenn sie es notwendig findet ,den Weg
zum Gericht tun und vor dem ordentlichen Richter wird darüber entschieden ,
ob der Staatsanwalt im Recht ist oder die Redaktion .An den Funktionen
der Gerichte ändert die Verordnung der Regierung nicht das Geringste .
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Wie liegen denn die Verhaltniss -üherhaupt ?Es gübt eine Versammlungs¬

tätigkeit,mit deren Bestrebungen man durchaus nicht einverstanden zu
sein braucht ,die man aber doch als im Rahmen einer Staatsbürgerlichen
Gesinnung ljegend betrachten kann ,und es gibt Versammlungen ,in denen
die wüsteste Hetze getrieben wird ( Zustimmung . d .SMMCrhs . ecz . - ¬
Zwisghenrufe . . . . )Angeblich sind ja auch die Nationalsozialisten

gegen die Verwilderung des politischen Lebens und gegen die Verhetzung
der Bevölkerung .Im deutschen Reich haben sie sih gar nicht geniert ,
unter voller Auswerachtlassung al ler verfassungsmässigen Bestimmungen
gegen die Verwilderung des politischen Lebens anzukämpfen .In der Tendenz
stimmen wir mit den Nationalsozialisten voll überein ,in der Praxis mögen
wir uns von ihnen unterscheiden ,was von unserem Standpunkt aus sicher

nicht als ein Nachteil bezeichnet werdenkann .
Wir haben eine Presse in Oesterreich ,die von den verschiedensten

Weltanschaulichen ,von wirtschaftlichen und politischen Gesichtspunkten
ausgehen ihrer Aufgabe als Führerin und Belehrerin des Volkes nachgeht ,
und wir haben eine Presse ,die in voller Hemmungslosigkeit von nichts ande¬

rem lebt als von wüster Reklame - undSensationsmache undVolksverhetzung .
Die Tötigkeit dieser Presse erstreckt sich auf das politische ,aoziale
und kulturelle Gehier .Die Nationalsozialisten haben ich mit ihren

Versammlungen wiederholt als Anwälte der deutschen Kultur vorgestellt
mit dem Ziel ,der Verlotterung in der Presse im Bezug auf Theater undKino
antgegenzutreten .Wir befinden urssAauh da mit ihnen auf der gleichen Linie ,
aber das Kritisieren der Zustände von heute al lein hat gar keinen Sünn ,
wennman nicht das Unkraut ausrotten will ( Stürmische Zwischenrufe . d .
Spz dem . )Die Regierung hat sich nun entschlossen ,zwischenVersammlungs¬
freiheit und Versammlungsmissbrauch ,zwischen Pressfreiheit undPress¬
frechheit zu unteersheiden ( Lebh .Beifall . . Chr .soz . -stürmische Zwi¬

schenrufe . d .Soz .dem .) undweil die Regierung in dieser Hinsicht einen
ernsten Willen zeigt,stimmt ihr ein grosser Teil

der Bevölkerung zu ,der der Ansicht ist ,dass Oesterreich und dass

vor allem Wien nicht ein freier Tummelplatz von Schurken und Schweinen
sein soll ( Stürmicher Beifall . . Ch. soz . - AnhaltendeZwiszhenrufe . d .
Soz .dem .Abg .Stöger ( . . : Wenngegen Schweinerei geredet wird ,fühlen

sich die Juden verletzt ! Abg . Dr .Friedjung ( Soz .dem . ) :Aber
darüber ,dass dem Volks Millmarden gestohlen wurden ,fühlen Sie sich nicht
verletzt !Bei 1o0 . 000Arbeitslosen ! )

DerHerr Landeshauptmannhat den Landtagzur Entscheidingnicht
allein in der Frage selbst aufgerufen ,sondern auch zur Entceiding über
seinen Konflikt mit der Bundesregierung .Ich kann nur sagen ,dess der

Herr Lendeshauptmann damit dem Lendtag eine Handl ung zumutet ,die als

nackter Verfassungsbruch bezeichnet werden kann ( Beifall . . Ch. soz . )

zu ( Zustimmung. . Chr .soz . - Zwischrnußeb .d .Soz .dem. ) Abg.Papanek: ( Soz . )
Unddie GesetzgebungdemParlament ! )Die Bundesregierungübt dieExekutive
mit Hilfe ihrer verschiedenen Organeund eines dieser Organe ist der Lan¬
deshauptmann in seiner Eigenschaft als Organ in übertragenem Wirkungskreis .
In dieser Eigenschaft ist er ein untergeordneter Oragn der Bundesregierung
und er hat ein Gelöbnis auf die Freue Pflichterfüllung abgelegt ( Abg . Thaller

( Soz. )DieBundesregierunghat die Verfassungzu halten )Es würdemir
nicht einfallen ,gegenden widerspenstigenHerrnLandeshauptmanneine
Entscheidung des Landtages anzurufen ,von dem er zu dieser Würde erhoben
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+wurde ,denn gegen den widerspenstagen Landeshauptmann als Vertreter und
Drgender Bundesregierunggibt es etwa anderes ,die Klage beimVerfassungs¬
gerichtshof .( Zustimmungbei den Chr. soz . - zahlreicheZwizchenufeb .

. Soz .dem . )Ich begnüge mich mit dieser Fetstellung ,ohne damit inirgend¬
einer Weise der Entscheidng der Rggierung vorgreifen zu wollen .Abernoch¬
einmal sei es ,gesagt ,der Lahdtag ist nach der Verfassung nurberechtigt ,
bestimmte Gesetze zu geben ,darüber hinaus steht ihm keinerlei Recht
zu ( Stürmische Unterbrechungen . d .Soz .dem . - Abg .Weber ( soz . ) :Sie sind ein

Verfassungsbrecher !Washaben Sie von der Verfassung zu redenDrüben
verteid gen Sie die Verfassung !( - Gegenrufe bei den Chr .soz .Abg . Dr .
Zörnlaib ( chs . soz . :Schämen Sie sich ,Herr Weber ,so benimmt sich ein

amt sführender Stadtrat ! )Wennder Herr LndeshauptmannheuteinSffener
Landtagssitzung mitgeteilt hat ,dass er nicht geneigt ist ,denWeizungen
der Bundesregierung zu entsprechen ,und wenn er den Landtag veranlassen

will ,das gut zu heissen ,so ,liegt in beiden Fakten eine ele¬
mentare Verletzun der Verfassung ein Verfassungsbruch des Landes¬
hauptmannes vor ( Lebh .Beifall b . . Chr .soz . )Er hat uns mit der Mieneeines
Geschistsprofessord hier erzählt ,wie sich die Länder ,darunter auchdas
Land Wien ,zum Bund zusammengeschlossen haben .Ich möchtedemgegenüber
feststellen :Als sich die Länder zum Bund zusammenschlossen ,war die Stadt

Wien noch ein Bestandteml des Landes Niederösterreich ( Zustimmung . d .
Chr .soz . ) .

Der Herr Landeshauptmannhat auch auf die Schwierigkeiten des
Wirtschaftslebens hingewiesen und er hat erklärt ,er spreche nicht imNa¬
men der Proletarierklasse ,zu der er vollständig stehe ,sondern im Namen

der ganzen Wirtschaft .Wort für Wort muss man unterschreiben ,was der Herr
Landeshauptmann über de Notlage der Wirtschaft und insbesondere über die

Notlage in Wiengesprochen hat .( AndauerndeZwischenrufe . d .Scz .dem. )
Aber das ist ja eben mit eines der Argumente ,vielleicht das haustsächlich¬

ste A Argument ,warum die Regierung das politische Leben unddas

Presselebenwiederin geordneteBahnenbringenwill .Wennsich jederan¬
dere Staat den Luxus fortwährender innerer Unruhen erlauben darf - Oester¬

reich sicherlinh nicht .Waswir ,die wir in allem und jedem auf dasVer¬
trauen der Umweltangewiesen sind ,brauchen ,ist die Sicherungder
Ruhe und Ordnung .( Lebhafte Zwischenrufe bei denSozialdenokraten )
2 Abg .Papanek: Unddas machenSie auf diese Weise ! )AmnächstenSonn¬
tag findet die Eröffnung der Wiener Messe statt ,eines Unternehmens ,an

das das wirtschaftliche Interesse breiter Schichten des Gewerbes ,des
Handels und damit auch der Arbeiterschaft geknüpft ist .Man hat uns unmit¬
telbar vor der Messe den Eisenbahnerstreik beschert ( Stürmische Zwischen¬

rufe bei den Sozialdemokraten .- Abg .Papanek :Dendiechristlichsozialen
Gewerkschaften mitbeschlossen haben ! )Wie wir in Oesterreich überdie¬

sen Streik denken ,daraufkommtes wahrhaftignicht an ,sonderneskommt
darauf an ,wie die Menschen ,die zwei Stunden in Marchegg ,Graz ,Innsbruck ,
Passau ,Salzburg warten mussten ,ohne an ihr Reiseziel gelangen zukönnen ,
über die Verhältnisse in Gesterreich urteilen ,( AnhaltendeZwischenrufe
bei den Sozialdemokraten )Wennmindestens jeden SonntageineSchlacht
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zwischen Republikanischem Schutzbund und H eimwehr ,dann zwischen Schutz

bund und Nazi und dann wieder eine solche zwischen Nazi und Heimwehrstatt¬
findet ,ist das gewiss keine Aufmunderung ,in ein solches Land zureisen

und mit ihm Geschäftsverbinden anzuknüpfen .Unsere wirtschaftliche Notund
die ganzeSituation des österreichischen Wirtschaftsmarktesmachtesnot¬
wendig ,eifersüchtig darüber zu wachen ,dass das politische Leben in Oester¬

reich in geordneten Formen abrolle .( Lebhafter Beifall bei denChristlich¬
sozialen )Daran haben nicht nur die Christlichsozialen und die in der Regie¬

rung vereinigten Parteien ein Interesse ,sondern daran mitzuarbeiten ,und
zwar dadurch ,dass man sich zusammensetzt und alle parteiegoistischen Interes

sen zurückstellt ,ist die Pflicht aller ,die an verantwortlicher Stelle
stehen .( Lebhafter Beifall bei denChristlichsozialen . )

Wennder HerrEandeshauptmannschliesslich aucheineblutige
Träne über die Notlage der Kleingewerbetreibenden geweint hat ,so möchte
ich nur auf ein Beispiel aus den jüngsten Tagen der Wiener Verwaltunghin¬
weisen .Wir haben in Wienein grosses Schneidergewerbe mit tausendenAng¬
hörigen ,das sich in grösster Notbefindet .DiesemGewerbesind imWegesei¬
ner Uniformierungsgenossenschaft seit Luegers Tagen 100 %ig ,seit der Herr¬

schaft der Sozialdemokraten bis in die jüngsten Tage hinein 40 %igdie Lie¬

ferungen übertragen worden .In der vorigen Woche nun hat man die Uniform¬

lieferungen für die Strassenbahner vergeben und hat die gesamten Lieferun¬

gender Göcüberwiesen .( StürmischePfui =Rufebei denChristlichsozialen )
Ich muss aus den Grund angeben ,warum das geschehen ist .Der Obmanndie¬

ser Uniformierungsgenossenschaft ist der Vorsteher der Schneidergenossen¬

schaft ,Kommerzialrat Steinschauer .Dieser Mann ist vor einiger Zeit in

der Arbeiterzeitung und im Organdes sozialdemokratischenGehilfenausschus¬
ses der Schneidergenossenschaft angegriffen worden und hat die Kühnheit

gehabt ,zu klagen ,undes wurdesowohldie Arbeiterzeitung ,natürlichnur
derverantwortlicheRedakteurals auchdasGehilfenblattzu100Sverur¬
teilt .Als Strafe müssen nun die Schneidermeister den Entzug der Lieferunger

hinnehmen.( Pfui - RufebeidenChristlichsozialen .- Abg .Papanek :Was
hat das mit der Verfassungzu tun ?DerDemagogredet vonetwasanderem !)
WennmansolcheTatsachenerlebt ,mussmanwohlsagen :HerrLandeshauptmann,
die Tränen seh ich wohl ,doch mir fehlt der Glaube .( Beifall bei den

Christlichsozialen ) .
Jeder kennt die Not der Arbeitslosen ,auch der HerrLandes¬

hauptmann .Wie sieht aber die Praxis aus ?In jeder Sitzung desStadtrates

werden Rekurse armer Leute vorgelegt ,denen man die Gewährung eines Er¬
Einer

haltungs =oder Erziehungsbeitrages verweigert .Familie von 8Personen

mit einem Gesamteinkommen von 102 S wird der Erziehungsbeitrag verweigert .

( Abg .Papanek :WerdenSie gegen die Aussteuerung im Parlament auchso
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sprechen ? = Abg .Wagner :Kunschak ,das tapfere Schneiderlein ! )Damüs¬

sen Sie sich an Ihren Bürgermeister wenden ,der war Schneider .Ich bin ein

gelernter Sattler .( Abg .Wagner :DashabenSie aber schonvergessen ,jetzt
sind Sie nur einDemagog!

Präsident Dr . Neubauer :
Ich möchteden Herrn Rednerdarauf aufmerksammachen ,dass ich ihnschon
zweimal erinnert habe ,dass die Redezeit in der Debatte nur 10 Minuten be¬

trägt .
Abg .Kunschak :Was den Nationalrat anbelangt ,so ist dieser

autonomund die Regierung hat keine Möglichkeit und kein Recht ,in die Si¬
tuation ,in die Ihr Präsident den Nationalrat hineinmanöveriert hat ,
einzugreifen .Diese Situation kann behoben werden ,wenn sich die Parteien

des Nationalrates zusammensetzen und auf eine Formel einigen ,der sie dann

die verfassungsmässigeGenehmigunggebenwollen. Die Sachekann
saniert werden ,aber durch Schimpfen auf die Regierung geht das absolut nicht .
Zum Schlusse erkläre ish :Der Herr Landeshauptmann hat sich hier zumVerfas¬

sungsbruch bekannt und er mutet dem Landtag eine Ueberschreitung seiner Kom¬

petenz ,. h .einen Verfassungsbruch zu .Wir haben gar kein Bedürfnis ,Ihnen
bei dieser Schändung des Landtages Statistendienste zu leisten ,undüberlas¬

sen e Ihnen dann ,das heute automatisch gebildete Verhältnis ,das einVer¬
brechen ist im Sinne der Unzucht wider die Matur ,ohne unsere Zeugenschaft

fortzuführen .( Lebhafter Beifall und Händeklatschen bei denChristlichso¬

zialen .= Die Christlichsozialen Abgeordneten verlassen unter lebhaften
Zwischenrufen der Sozialdemokraten denSitzungszaal . )

Abg .Weigl ( soz .dem . )erklärt ,es sei bedauerlich ,dass der

Abg .Kunschak ,der sich zeit seines Lebensals Arbeiterführer bezeichnet ,
und seinen grössten Stolz dareingesetzt hat ,die christliche Arbeiterschaft

dieserStadt zu vertreteh ,hier aufsteht und erklärt ,er sei freudig erregt ,

wenn die Bundesregierung die vitalsten Grundrechte des Volkes missachtet
und die Verfassung bricht .Wenn er sich damit ausreden will ,dass die Anga¬

ben des Handeshauptmanns ,die Pressdelikte würden den ordentlichen Gerichten

entzogen ,nicht richtig sind ,so mussihmentgegengehaltenwerden ,dass
eine Berufung gegen einen Strafbescheid auf Grund des § 4 oder 6nicht
zukässig ist ,wenn die Geldstrafe nicht mehr als 300 S ausmacht .Es hat also

diese Verordnung tatsächlich das Rekursrecht der in Frage kommendenParteien
abgeschafft und schon diese eine Tatsache beweist ,wie sich die Regierung
über die Grundbestimmungen unserer Verfassung hinwegsetzt .

Es ist knapp eine Woche her ,dass der Kammertag der österrei¬

chischenKammernfür Arbeiter undAngestellte in diesemSaal eine sehrernste
langandauerndeBeratung darüber abgehalten hat ,wie das bestehende Elendeini
germassen gemildert werden könnte .Es hat sich eine einheitliche Auffassung
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aller Fraktionen ,auchderoppositionellenMinderheitsfraktionen,überdie
zu unternehmendenSchritte gezeigt .Angesichtsder Tatsache ,dasswir
in diesem Landerund 600 . 000Arbeitslose zählen ,dass darunter 83 . 000Al¬
tersrentner sind ,undmehrals 100 . 000keinerlei Unterstützungmehrbe¬
ziehen ,angesichts der Tatsache ,dass das Ende des kommenden Monatszehn¬

taisende Arbeitslose vor die Gefahr der Aussteuerung stellt ,hat die wirt¬

schaftliche Institution der Arbeiter und Angestellten unserer Republikihre
Beratungen geführt und ihre Beschlüsse gefasst .
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In dieser Zeit des Elendsder Arbeitslosen ,woGewerbeundIndustrie
darniederliegen und man geradezu von einem Industriesterben reden muss ,

masst diese Regierung sich an,über die Volksvertretung hinwægihre Ver - ¬
fügungen zu treffen .Durch ihre Zoll - und Handalspolitik ,die Linfuhr¬

verbote unddie Devisenpolitikhat die RegierungunserenExportgeradezu
ruinierb und man kommt gar nicht zu Ende ,wenn man die Sünden der Regie¬

rungaufzählenwill .Undin einer solchenZeit ,wojeder Mensch ,derHerz
im Leibe und Hirn im Kopfe hat ,über alle Gegensätze hinweg nachAb¬
hilfe suchen muss ,entzündet diese Regierung einen Kampf um die Demokratie .
( Beifall bd .Soz ,dem. )

Mit demKriegswirtschaftdichen Ermächtigungsgesetzwill die
Re ierung einen grossen Teil der öffentlichen Angestellten um ihre staats¬
bürgerlichen Rechte bringen ( Pfuirufeb .d .Spz .dem . )Sie hat geglaubt ,der
Proteststreik der Eisenbahner werde zeigen ,dass die Kadres der organi¬
sierten Arbeiterschaft gelichtet sind .Sie hat aber erfahren müssen ,dass
auch gegnerische Organisationen sich zusammengefunden haben ,um das Koa¬

litionsrechtihrer Mitgliederzuschützen( Beifall . d .Soz .dem. )Wenndie
Regierungmeint ,dieses Koalitionsrecht im VerordnungswegeunterAusschal¬
tung der Volksvertretung beseitigen zu können ,dannirrt sie ( Beifall . d .
Soz ,dem . )In diesemKampfestehen die öffentlichan Agestellten nichtal¬
lein . DieArbeiter -und Angestelltenschaft unserer Republikverstehet ,
um was es da geht und dass man nicht bei den öffentlichen Angestellten

Halt machen ,sondern bald auch das Betriebsrätegesetz ,das Achtstunden¬
tggsgesetz und den Mieterschütz angremfen ,das Urlaubsgesetz und besonders

Ztmtler ,das Gesetz über die Kollektivverträge beseitigen würde ,( Lebh , 6

. d .SSz .dem . )DieAuffassungder gesamtenArbeiterundAngestelltenist ,
dass mansich je eher ,je schärfer und je besser dagegenzur Wehresetzen
muss ( Lebh .Beifall . d .Soz ,dem . ) Eswird nicht gelingen ,diese vitalsten
Rechtedes arbeitendenVolkesOesterreichszubeseitigen .

Das Parlament musste einberufen werdenm um der Regierung klar
zu machen ,dass die gewählten Volksvertreter nicht willens sind ,Gewalt¬
massnahmenüber die Eisenbahner ergehem zu lassen .Diese Sitzung hat der
Regierung bewiesen ,dass sie sich auf keine Mehrheit zu stützen vermag ,
unddas Selbstverständlichste für einen aufrechten Staatsmann wäre es
gewesen ,in einer solchen Situation zu demissionieren undeiner
anderen RegierungPlatz zu machen ( Lebh .Beifall b .d .Soz .dem . )Dasist
nicht geschehen ,sondernmanhat diese läherliche Komödieaufgeführt ,
sich umeinen Stimmzettel zu raufen ,und führt jetzt die nochlächerlicher

Komödie auf ,dass man behauptet ,durch die Demission der Prädddenten sei

der Nationalrat auf immerwährende Zeiten ausgeschaltet .DieVerfassung
sagt : allesRecht geht vomVolke aus .Die Vertreter des Volkes imParlament
werden bestimmen ,was im Nationalrat zu geschehen hat ,und nicht eine Re¬

—gmerung ,die das Vertrauen der Bevölkerung längst verloren hat ( Lebh .
Beifall . d .Spz .dem . )Hat schon dar bis herigewirtschaftliche Kurs der Re¬

gierung schwerstes Misstrauen bei allen arbeitenden Menschendieses Staa¬
tes wachgerufen ,so haben die Vorgängeder letzten Tage bewiesen ,dassdie
Misstrauen nur allzu gerechtfertigt ist m nicht Rede und Antwort stehen

zu müssen ,um sich der berechtigten Kritik zu entziehen ,will mandas
Versammlungsrechtbeseitigen unddie Pressfreiheit knebeln .Vielleicht

meinen manche Kreise ,dic in der Welt bestehende Unrast könnegemildert
werden ,wennmandie Völker mundtot macht .Weraber die Geschichtekennt ,
weiss ,dass eine solche Knebelung gerade im Gegenteil letzten Endes zu
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einer elementaren Explosion führt und dass sich/Völker weit tieferen

Kulturgrades eine solche Behandlung auf die Dauer nicht gefallen
liessen . Eskst Wahnwitz zu meinen ,dass die demokratisch und gewerk¬

schaftlich österreichische Arbeiter und Angestelltenschaft sich eine
solche Behandlung gefallen lassen würde ( LebhBeifall bd .Soz .dem . )
Wer die Grundrecht nicht achtet ,hält auch vor dem Sozialrecht nicht
still ,und mag auch bei einer kleinen Clique das Wort von der Wegräumung
des revolutionären Schuttes noch nachklingen ,so können wir versichern ,

dass es nicht gelingen wird ,die gesetzlich festgelegten spzialen Rechte
wieder zu beseitigen .Die Arbeiterschaft erkennt die Gefahr dieses Weges
zur Diktatur und zum Faschismus ,und niemand in dieser Stadt und in diesem
Lande kann glauben ,dass die Arbeiter und Angestellten eine solcheDiktatur
ruhig hinhehmenwürden .Die arbeitenden Menschenwerd n sich dasReuht
nicht nehmen lassen ,die Handlungen der Regierung af den Boden des Natio¬
nalrates zu prüfen und zu beeinflussen .Oder glaubt man ,dass die Hundert - ¬

tausende von Arbeitslosen ,wenn man sie durch Verordnungen so niederhalten
will ,dass sie nicht einmal ihr Elendkundtun können ,sich ruhig hinesetzen

n wenden ? Heimwehrfaschismus oder anderer FaschismusOkundwerhungerPMhteTe ut nichts zur Sache ,und die österreichische Arbeuterschaft
wird es nicht dulden ,dass dieser Weg beschritten wird .

In dieser ernsten Stunde sage in vollem Bewusstsein meinerVerant¬
wortung - und ich wünsche ,der Herr Bundespräsident und die Regierung
mögen es hören und zur Kenntnis nehmen - dass die Arbeiter und Angestell¬
ten Oesterreichs den Totentanz der Demokratie nicht als ünbeteiligte Zu¬
schauer mitansehen werden .( Lebh .Beifall b .d .Soz .dem . )Sie werden sich

mit Leib und Leben gegen jeden Versuch zur Wehr setzen ,die Diktatur gegen
die arbeitenden Menschen dieses Landes aufzurichten ,die - das sei mit
al lem Ernsz und Nachdruck gesagt - hier zu Landedie Entfeselung des Bürger¬

krieges bedeuten würde . ( Lebh .Beifal ,bd .Soz .dem . )Die Folgen wären

unabsehbar ,denn wer immer Sieger sein wird ,letzten Endes werden Sieger
und Besiegte auf einem Trümmerhaufen stehen ,und die Schukd andiesem
fürchterlichen Schicksal der Bevölkerung wird auf den Schultern jener
Lasten ,die in frivoler 'Weise sich anmassen ,in diesen schwierigen Zeiten
die Verfassungzubrechen .( Lebh .Beifallb .d .Soz .dem. )

Noch hat .es die Regierung in der Hand ,wieder den Wegder Demo¬
kratie zu beschregen und nicht eine Politik gegen die Massen ,sondern
für das Volk zu machen .Sie hat die Pflicht ,dem gequälten Volke ein

Schicksal zu ersparen ,wie es fürchterlicher nicht gedacht werden kann .
Die heutige Tagung des Wiener Landtages möge der Regierung den Ernst

der Situation zeigen ,und sie möge versichert sein ,dass das arbeitende
Volk von Oesterreich im Stande sein wird ,alle Diktaturgelüste die da

schlummern ,zu ersticken .Wollenwir hoffen ,dass in letzter Stundedieernst
Worte die hier gesprochen wurden ,gehört werden und dass unser Land
vor dem Bürgerkriege beahrt bleibe ,damt es möglich wird ,unserer Republik
auf demokratischem Boden in die Höhe zu bringen ,und diese Arbeiter und
Angestellten ,die michtdas erstemal ihr LebenundBlut für dieseRepublik
einsetzen ,nicht gezwungen werden ,neuerdings mit Leib und Leben für sie
einzus tehen ( Lebh .anhaltender Beifall . d .Soz .dem. )

Abg .Dr . Riehl ( nat .soz . )Wer die wehmütigen Worte meines Vor¬

rednersgehörthat ,könnteglauben ,dassessichhierwirklichumeinen
ernsten Kampfzwishhemden beiden Sektoren hier handelt . Wersich
abererinnert ,dassSt. . Kunschakin patetischenWortendenHerrenein

23 sehr unverblümtes Koalibionsanbot gemacht hat ,die jetzt als Klageweiber
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an den Mauern des Rathauses stehen ,wird diese Opphsiton night sehr ernst

nehmenkönnen .Ist Ihnen denn nicht bekannt ,dass bereits Patrouillen des
Bundesheeres mit Bajonetten auf überall dort innden Strassen Wienspro¬
menieren ,wo Versammlungen Ihrer Partei aufgelöst wurden ?Esscheint
Ihnenauchnicht bekanntzu sein -dder Sie tun wenigstensso -dassbereits
rot - weisseArmbinden mit dem Aufdruck " Hilfspolizei "ausgeteilt worden
sind und dass bei den Bahnhofschaltern bereitsbdie Formulare für die

Gratiskarten vorbereitet sind ,mit denen die entlassenen Soldaten desBun¬
desheeres ,sobald sie vomHeeresministerium einberufen werden ,nachWien
einrücken sollen ,es scheint Innen auch entgangen zu sein ,dasstas¬
sichlich Waffeh von Regierungs wegen für Heimwehrformationen in der Provinz
ausgeteilt würden .Entweder haben Sie sich nicht getraut ,diese Dinge vor¬

zubringen ,dder aber ich kann Ihre Opposition nicht ernst nehmen ,denndiese
Tatsachen gehen weit darüber hinaus ,was St . R .Kunschakhier gesagthat ,
der so gesprochen hat ,als handle es sich nur um eine juridische Auslegung

der GesetzeimRahmenderVerfassung.
In Wahrheit ereigner sich jetzt der frivole Versucheiner ganz

kleinen Gruppe ,die nicht einmal ein Drittel der Bevöllerung hinter sich
hat ,öhne irgandeine sie deckende Volksbewegung die sozusagen in Arterien - ¬
verkalkung befindlichen Schichten der Herrschenden durch eine unsinnige

Gesetzesauslegung an der Macht zu erhalten .Das ist unsittlich unddeshalb
müs sen wir ,die wir selbst Anhänger eines autoritären Staates sind ,dagegen
auftreten . Hierhandelt es sich weder um eine Idee noch um ein starkes ,sei
es revilutionäres oder nationales Prinzip ,sondern nur um die Mndats¬

ver sicherung ( Beifall . . Nat .soz . )Denn niemand wird behaupten wollen ,
dass etwa aus Neuwahlen eine marzistische Mehrheithervorgehen würde .
Es gibt nur eines :Neuwahlen ,und da muss man eben in Kauf nahmen ,dass so

und soviele Christlichsoziale nicht mehrgewählt werdenund Heimwehr ,Land¬
bund und Grossdeutsche eventuell vollständig eingehen .Die Bevölketung hat

sich eben mit Recht auf eine andere Linie eingestellt .Man kann aber nicht
behaupten ,dass die Regierung Dollfuss sich heute für die heiligsten Güter

des Vaterlandes einsetzt .Die Herren sitzen ja im Ministerium und verfügen
über die Staatsämter .Hinter Ihnen steht niemand ,der sagen würde : wir

wolten jetzt den Staat in die Hand nehmen und ihm helfen ,sondern es ist
eine ganz verkalkte,um ihre Aemter und Mandate besorgte Gesellschaft ,die

hier durch eine derartige Gesetzesklitterung ihre Position zubehaupten
versucht .

Wenn zwei dasselbe tun ,ist es nicht dasselbe . WennHerr Dollfuss
den Mussolini in der Westentashhe oder Hitler den Kleinen vonOeseerseich
spielen will ,dann fehlt ihm und den Mitgliedern seiner Regierung vorallem
der sittliche Ernst Hitlers ,die echte Begeisterung und der echte Fanatis¬

mus ,von dem dieser Mann getragen wird ,solche Menechen haben das Recht ,
nach der Staatsgewalt zu greifen ,nicht aber Leute ,hinter denen sich

keine sittliche Begeisterung ,kein grosses nationales oderreligiöses
Gefühl bikgt .Ich glaube ,dieser Gesellschaft ,die einmal so und einmalso
spricht ,einmal französisch und einmal tschechisch singen will,sich von
wemimmer kaufen lassen will,ich möchte sagen ,diesen prinzipiellen Prosti¬
tuierten ( Beifall . d .Nat .soz . )durchaus nicht ,dass hinter ihnen irgend¬
eim grosses patriotisches Heimatgefühl steht ,wie ich auch der ganzen
Cefauergesellschaft ihr religiöses Gefühl nicht glaube ,sondern es ist
gar nichts anderes ,als das Klebebedufnis . Dasunsere braven Soldaten und
Gendarmen gegen ihre Ueberzeugung dieses Klebebedürfnis jetzt vielleicht mit
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ihren Bajonetten stützen sollen ,ist geradezukächerligh .
Und wenn ich mich an die elegischen Töne und die vorsichtige

Ausdrucksweiseerinnere ,die der Herr BürgermeisterundLandeshauptmann
hier gewählt hat ,so muss ich sagen ,dass sich da doch wieder eine kleine
historische ,durch Jahrzehnte beteits geweihte ,süsse ,wenn auchgeheime
Liebe vomPlatz des Herrn KunschakzumPlatz des HerrnBürgermeisters
Seitz zu zeigenbeginnt .
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Wirglaubennicht ,dass die Entrüstung ,die vonroter Seite an denTagge¬
legt wurde ,echt ist .Es sind das nur die Verbereitungen zu einer neuer¬

lichen nächtlichen Zusammenkunft ,aus der vielleicht ein neuesKomlitionts¬
ministerium schwarz =rotwie anno 1919 entstehen word .Wir können Ihre Ent¬

süstung nicht ernst nehmen .Aberauch die Darstellung desLandeshauptmanns
ist nicht richtig ,dass die Stadt Wien freiwillig ihren Beitritt zumBund

Deutschösterreichvollzogenhat .WirsindzwangsläufigdasRestösterreich
gewesen und dass man dann erklärt hat ,die Länder haben sich zusammenge¬

schlossen ,war nur eine verfassungsmässige Phrase .Dass man dabei Wien

und Niederösterreich getrennt hat ,gehört zu den Unsinnigkeiten ,diemit
die Ursacheunserer ständigenStaatskrise sind .Wenndie Regierungnun
beginnt ,die Rechteaufzuheben ,auf die sie bisher so stolz war ,sohat
maneigentlich damit schon als mandie Eisenbahner massregelte .Dasist
eine der Sündengegen wirkliches Recht und Gesetz ,die in Oesterreichnach
demUnsturzallgemeinüblich gewordensind und die darin ihre Krönungfinden
dassmanerworbeneRechtepragmatischerAngestelltereinfacheskamoniert.

Sie habendasselbe bei den Strassenbahnerngemachtund als dieEisenbahner
diesesRecht verloren haben ,haben Sie einen sehr sanften Widerspruch erho¬
ben .Sie sind ja eigentlich froh darüber ,wennsich die RegierungDollfuss
dagegen schützt ,dass die nationalsozialistische Flut nicht nurgrosse
Teile dder Christlichsozialen und Heimwehren ,sondern aucherklekliche
TeilederSozialdemokratenabbröckelnkönnte .WirglaubennichtanIhreVer
fassungsmässigkeit ,weil Sie sich an alle demmitschuldig gemachthaben ,
angefangen von der Credit =nstalts =Affärebis zum Lausanner Abkommen .Sie

warenja froh darüber ,dass anderexdiese unpopulärenMassnahmengemacht
haben und dass Sie Ihnen erspart wordensind .

Was die Frage der Verfassungsmässigkeit des kriegswirtschaft¬

lichenErmächtigungsgesetzesbetrifft ,so bedarf es keinerAuseinandersetzun
darüber ,dass bei einer Verordnung ,die die Pressefreiheit einschränkt ,
von wirtschaftlichen Massnahmenkeine Redesein kann .Das heisst einfach ,
GesetzeundParagraphenso verbiegen ,dass vonVernunftundLegalitätkeine
Rede sein kann .Die Nationalsozialisten verlangen gar nichts anderes

als was sie seit einem Jahre ununterbrochen fordern :Sofortige Auflösung

dieses überständigen Hauses ,das keine Mehrheit mehr hat ,undAusschrei - ¬
bung von Neuwahlen .Wir vermissen auf der roten Seite den nötigenNachdruck
für diese Forderung .Wennmanuns hier das deutsche Beispiel vorhält ,
so verweisen wir darauf ,dass Hitler eine grosse staatsmännische Tat voll¬

bracht hat .Er ist stark geblieben und hat erklärt ,er werde die Demo¬
kratie mit denWaffen der Demokratie erschlagen .Und jetzt erklärt er

im Namender Mehrheit desVolkes die Massnahmendurchzuführen ,die seiner

Weltanschauungentsprechen .DaskonnteundkannHitlermachen ,weiler
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das Volk befragt hat und weil dasVolk seine Ansichten gebilligt hat .ImNa¬

men desVolks wird nunmehr die demokratische Verfassung Deutschland revidiert

und in eine unseren Idealen angepasste Wirtschafts =und Staatsform umgewan¬

delt .Das hat Dollfuss nicht getan .Er glaubt ,mit der Einberufung der Er¬

satzreservisten des Bundesheeres sich hier etablieren zu können .Dagegen

erheben wir den schärfsten Protest .Er hat dazu kein moralisches Rechtwe¬
der als Persönlichkeit noch als Chef einer Richtung oder Bewegung ,die von

sich sagen könnte ,wir wollen ein neues Vaterland ,wir wollen ein neues
Oesterreich .Dieses Oesterreich besteht überhaupt nicht zurecht .Esist
vor 1000 Jahren gegründet worden als die Ostmark des Deutschen Reiches

und nicht als ein selbständiger Staat und als wir imNiederösterreichischen

Landhaus im Jahre 1918 beisammen waren ist eine Resolution meines Freundes

Knirsch angenommen worden ,in der es ausdrücklich heisst ,Oesterreich ist

ein Bundewstaat des Deutschen Reiches .In dem Sinne werden wir ,wenn wir an
die Macht kommen ,in Oesterreich Ordnung machen .Das mögen HerrDollfuss
und alle anderen zur Kenntnis nehmen . (Lebhafter Beifall bei denNational¬

sozialisten . )
Abg .Dr .Hanke " Nat . soz . )bemerkt ,es werde

von einer schweren Krise des Parlaments gesprochen .Diese Krise ist aber

nicht erst am4 .Märzausgebrochen ,sie ist bereits am24 .April1932
offenkundig geworden .An diesem Tag ist es klar geworden ,dass die Zusammen

setzung des Nationalrates demWillen desVolkes nicht entspricht .DerNa¬
tionalrat hat auch einen Auflösungsbeschluss gefasst .Allerdings fehlte den

Abgeordneten der Mut ,Neuwahlen auszuschreiben .Das Volk konnte sich die¬

se Stellungnahme des Nationalrates nicht anders erklären ,als dass dieAb¬

geordneten eine gemeine Diätenschinderei betreiben .( Zustimmung bei den

Nationalsozialisten )Unswurdegesagt ,wir hätten nicht dasRecht überDemokr
kratie zu reden .Wennmanaber heute gesehen hat ,wie sich Stadtrat Kun¬
schak benommenhat ,muss einem die Schamröte ins Gesicht steigen .DerMann

lügt bei jedem zweiten Wort .Die demckratischen Parteien verlangen ,dass

sich die Nationalsozialisten innerhalb der Verfassungentwickelnundwir
verlangen daher mit demselben Recht ,dass sich die anderen Parteien an

die Verrfassung halten .In Wirklichkeit widersprechen aber die Verord¬

nungender Regierungden Grundsätzender Verfassung .MagdieFeststellung ,
dass Oesterreich eine demokratische Republik sei ,auch rechtlich irrelevant
sein ,so kann doch nicht geleugnet werden ,dass der demokratischeGedanke
in der ganzen Verfassung deutlich zum Ausdruck kommt .Ja ,die österreichi¬

sche Verfassung ist das Schulbeispiel der Verfassung einer parlamentari¬
schen Republik und doch will die Regierung ohne Parlament regieren .Es
Dr .Pollfuss vorbehalten geblieben ,die Verfassung zu brechen und die nackte
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Gewalt an ihre Stelle zu setzen .Als Eisenbahner möchte ich den Rechtsbruch
kurz behandeln ,der an deneisenbahnang stellten begangen wurde .Wirhaben
bisher drei Generaldirektoren gehabt und alle drei sind knapp amKriminal
vorbeigegangen .Jetzt ist ein neuer Generaldirektor da und der bezahlt uns
unsere Gehälter in drei Teilen aus .Es ist dochselbstverständlich ,dass
die Angestelltenschaft zu einer derartigen MassnahmeStellung nehmenmusste ,
wie sie es auch in seltener Einmütigkeit getan hat ,Das beantwortet dieGe¬
reraldirektion damit ,dass sie mit Disziplinierungen vorgeht und alte Ange¬

stellte und ihre Familien in Angst und Schrecken versetzt .DerBundeskanzler

hat sich stark geändert .Er wirbt wahrscheinlich umden neuenBeinamen
" Dollfuss der Gewaltige " .Er muss auf Geheiss der Heimwehren eine neue Rols

le spielen ,die ihmnicht liegt ,da ihmalle Voraussetzungenhiezufehlen .
Die Bevölkerung nimmt die gegenwärtige Aktion einstweilen nicht ernst ,weil

sie der Meinungist ,dass Dr .Dollfuss wedergewaltig noch gewalttätig ist .
Esist eigentlichdasEntsetzlichste ,waseinemDiktatorpassierenkann ,dass
er nicht ernst genommenwird .Wir fürchten sehr ,dass sich auf der politi¬
schen Bühne kein Drama abspielt ,sondern dass die gegenwärtigen Minister

in einemKasperltheatermitwirken .( Zustimmungbei denNationalsozialisten )
Wir Nationalsozialisten fürchten uns nicht vor der starken Hand dieser Regie¬

rung ,ja wir glauben gar nicht ,dass diese Handwirklich stark ist .Wir
würden den Gernegrossen in der Regierung leichten Herzens eine Zeit zubilligen
in der der ganzen Bevölkerung klar wird ,dass sie unfähig sind .Dannwürde
auch das dummeGewäsch von einem Präsidialkabinett endlich aufhören .Wirkönn¬

ten wirklich in Ruhedas Endedieser Operettendiktatur abwarten ,und unsals

Zuseherköstlich unterhalten ,wennnicht die Notdes VolkszwingenseinEndea ber
verlangen würde .Das Volk hat keine Zeit ,und vor allem kein Geldfür
derartige politische Theater .Die Minister sollen sich endlich abschminken ,
ihre Kostüme ausziehen und abtreten .DasVolk von Oesterreich verlangt den

Schluss dieser Komödie .Nur der Ppilog ist noch vomBundeskanzlerzu
halten und der kann kurz sein .Er heisst :Neuwahlen !Es ist höchste Zeit ,
dannneueMännerkommen,hinter denendasganzeVolksteht ,damitendlich
derWiederaufbau Oesterreichs begonnen werden kann .( Lebhafter Beifall bei
denNationalsozialisten )

Abg .Dr .Suchenwirth( Nat . soz . )bemerkt ,am24 .April1932
ist das Urteil der Bevölkerung für die herrschenden Parteien sovernichtend
ausgefallen ,dass die Christlichsozialen im Wiener Gemeinderat auf

19 Mandateherabgedrücktwurdenunddass der Heimatblockundder Pandbundim
Teilen Oesterreich von der politischen Landkarte überhaupt vollständig ver¬

schwunden ist .Die Wahlen ,die nachher waren ,haben das Urteil vom24 .

April bestätigt oder verschärft und aus dem Besuch der Versammlungenergibt
sich ,dass die drei Regierungsparteien im Sterben begriffen sind ,Alle drei

sträuben sich dagegen ,dasx endgiltige Urteil der Bevölkerung zu erfahren und
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die endgiltige Rechnungpräsentiert zu erhalten für all diebeispiellose
Verwahrlosung der öffentlichen Interessen .WirNationalsozia¬
listen habenimmerdie Auflösungdes Nationalrates gefordert .Beidieser
Forderunghat der Nationalratwohläusserlichmitgetan ,inWirklichkeit
aber ein durchaus unwürdiges Spiel getrieben .Er hat denAuflösungsbe¬

schluss gefasst ,den Termin derAuflösung aber offen gehalten undtrachtet

immer wieder ,dieser unangenehmen Frage aus dem Wegzu gehen .Wenndie So
zialdemokraten heute darüber stöhnen ,dass der Nationalrat jetztz über¬

haupt ausgeschaltet wird ,so sind sie selbst mitschuldig daran ,weilsie
bei allen Fragender Auflösungnicht ihr ganzes Gewichtin dieWagschale
geworfenhaben .Sie habenes vorgezogen ,zusammenzusitzenmit denRegierungs¬
parteien und abzuwarten ,ob für sie vielleicht bessere Bedingungen imLaufe

der Zeit zu erzielen wären .Sie haben es vorgezogen ,mit politischen Leichenzu sein

beisammenzuseinund heute dürfen Sie nicht stöhnen ,wennSie vomLeichen¬
gift dieser Parteien infiziert sind .In den Aufruf der Regierungist jedes
Wortunwahr .Wirhabenes in OesterreichnichtzutunmiteinerParlaments¬
krise ,sondern mit einer Staatskrise ,die durch das verbrecherische undge¬
wissenlose Treiben der Parteien der Nationalratsmehrheit hervorgerufen
wurde .Die Regierungerklärt ,Oesterreich sei vonKnechtschaftbearcht .
Esgibt aberkeineärgereKnechtschaftals die ,die die Regierungdurch
denLausannerVertragdemStaateOesterreichauferlegthat ,eineKnecht¬
schaft ,die Oesterreich um ein paar erbärmliche Silberlinge an die fran¬

Zu einer
zösische Politik anketten muss .Zeit wendet die Regierung Dollfuss Ge¬
walt an und sucht die Nationalsozialisten ,die einzigen Träger des frei¬

heitlichen Gedankens niederzuhalten ,in der sich der Kanzler desDeutschen

ReichsHitlerbereit erklärt ,OesterreichHilfezuleisten .ZuderZeit
schielen die Leute nach Frankreich und trachten mit allen Mitteln die Frei
heitsbewegung des deutschen Volks auch in Oesterreich nieder zuhalten .

Dollfuss und seine Genossenhaben sich des schwerstenVerfas¬
sungsbruchs schuldig gemacht .Sie leisten sich den Luxuseiner Putschpoli¬
tik ,während sich das ganze österreichische Volk in Elend und Hunger befin¬

det .Sie erklären ,Oesterreich retten zu wollen ,während sie mit allen
ihren Massnahmen nur das eine im Auge haben ,den Nationalsozialismus

Schwierigkeitenzu bereiten .Manglaubt uns in Oesterreich aufhaltenzu
können .Dasist ein gewaltigerIrrtum .WirNationalsozialistensinddurch
Terror und Verfolgungen hindurchgeschritten und wir sehen mit Lachenden

Schikanen eines Kabinetts Dollfuss entgegen .Wir haben uns nie einschüch¬

tern lassen undheute ,woder obersteFührerder NationalsozialistischenPar¬
tei Reichskanzler von Deutschland ist ,haben wir gar keine Veranlassung ,

auch nur im geringstenmit Sorgen die Entwicklungderlinge abzuwarten .
WirNati onalsozialistenfordernnachwievor die AuflösungdesNationalrates

129



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur :

FRANZ XAVERFRIEDRICH33 .Blatt Vien ,am

Wir werden die Möglichkeit finden ,dieserForderung Wirklichkeit zuverlei¬

hen .Wirwerdenes dahinbringen ,dassdasösterreichischeParlament ,das
die ganze lange Zeit nichts anderes als Korruption undVolksverrat betrieben
hat ,auseinandergejagt wird .Dann werden wir die Tore aufreissen zur neuen

Zukunftunseres Volkes .Dann ,nach den Neuwahlenwerdenwir die Wegebe¬
reiten zum Zusammenschluss Oesterreichs mit dem grossen Deutschen Reich .

( Lebhafter Beifall und Händeklatschenbei denNationalsozialisten . )
Bakein Rednermehrvorgemerktist ,ist die Debattegeschlossen .
Es folgt die Abstimmung über die eingebrachten Anträge .

Zunächstwird über den AntragNachtnebelabgestimmt .DiePunkte
- 4dieses Antrageswerdeneinstimmig- die Christlichsozialen sindbei

der Abstimmungnicht anwesend- der Punkt5 mit Mehrheitangenommen.
Abg .Frauenfeld ( nat . soz . )erklärt nunmehr die Punkte

1 und 2 zurückzuziehen ,da diese Punkte durch die Annahme der Punkte - 4
des Antrages Nachtnebel hinfällig geworden sind .

Präsident Dr .Neubauer bemerkt zu P unkt 6 des Antrages Nacht
hebel ,der eine Einberufung einer Landtagssitzung am nächsten Montag ver¬

langt ,er werdeeine Landtagssitzungeirberufen ,wennes dieVerhältnisse
notwendig machen .

Die sonach zur Abstimmunggelangenden Punkte - 6desAntrages
Frauenfeldwerdenabgelehnt .(Zwischenrufebei denNationalsozialisten )
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Anfrage der Abg .Otto Nachtnebel ,Leopoldine Glöckel undLeopold
Thaller an den Herrn LandeshamptmannwegenBeschlagnahmeder Nr .68
der "Arbeiter -Zeitung"vom9 .März1933.

DerStaatsanwalthat heute die „Arbeiter - Zeitung "beschlagnahmt.
Der Beschlagnahme verfiel der erste Titel :" AbwehrdesVerfassungsbruches !
WeiterkonfisziertederStaatsanwaltausfolgendenAufrufdesParteivor¬
standes der Deutschösterweichischen Sozialdemokratie Genossen und Genos- ¬

sinnen !Arbeiter und Angestellte !Republikaner !Die Republik ,die
Freiheitsrechte des Volkes ,die sozialen Errungenschaftender Arbeiterund
Angestellten sind in schwerer Gefahr denn je garaten .Der Fascismusbe¬
droht unsere Rechte .Die Generaldirektion der Bundesbahnenist denEisen¬
bahnernschwererworbenenArbeitslohnschuldig geblieben .DieEisenbahner
habendagegenmit einemzweistündigenDemonstrationsstreikprotestiert .
Dies hat die Generaldirektion auf Beschluss der Regierung zumAnlassge¬
nommen ,Eisenbahnerzu massregelnundzu verfolgen .EineAusnahmeverfügung
aus der Kriegszeit ,nur für die Kriegsdauererlassen ,wurdefünfzehnJahre
nachdemKriegezu diesemZweckeausgegraben !Dagegenhabenwirangekämpft.
DiesozialdemokratischenApgeordnetenhabenimNationalrateinenBeschluss
durchgesetzt ,der der Regierungund der BundesbahnverwaltungjedeMass¬
regelungvonEi senbahnernwegender zweistündigenDemonstrationverbietet :

Die Christlichsozialen unddie Hahnenschwänzlerwollten sichdie¬
sem Beschluss nicht fügen .Umauf den Rachefeldzug gegen die Eisenbahner
nicht verzichten zu müssen ,haben sie im Nationalrat einen Sterit über
die Gültigkeit des gefassten Beschlussesentfesselt .Dieser Streit hatdazu
geführt ,dass die drei Präsidenten des Nationalrates ihre Stellen nieder¬
gelegt haben .

Selbstverständlich wäre es möglich gewesen ,binnenbierundzwanzig
Stundenein neues Präsidium des Nationalnates zu wählen .Aberdas wollendie
Regierungsparteiennicht .Siewollendie Demissionderdrei Präsidentenals
Vorwand benützen ,um das Parlament überhaupt auszuschalten ,geraume Zeit
ohneVolksvertretungdiktatorischzu regieren .HinterdenChrietlichso¬
zialen ,den Hahnenschwänzlernund den Landbündlern ,auf die sich dieRe¬
gierung stützt ,steht höchstens noch ein Drittel desdeutschösterreichische
Volkes .Die Vertreter einer Minderheitdes Volkesmassensich eineschranke
lose unkomtrollierte Diktatur über das ganze Volk an .

Schon hat diese Diktatur die Freiheitsrechte de Volkes angegrif¬

fen .Sie hat alle Versammlungenverboten ,die durch die Verfassungdem
Volkeverbürgte Versammlungsfreiheitmit einer Federstrich vernichtet .
Sie hat " aufGrund "desKriegswirtschaftlichenErmächtigungsgesetzesvom
Jahre 19170die Presse geknebelt .Das adte Konfiskationsrecht ausder
Monarchie ,das die Republik der Willkür der Staatsanwälte entrissen undder
Kontrolleder Gerichteunterworfenhat ,ist wiederhergestellt !DieVorzen¬
sur über missliebige Zeitungen ,wie sie in der Kriegszeit bestandenhat ,
ist wiedereingeführt ! Wereinen österreichischenMinisteroder eineaus¬
ländische Regierung- Hitler ,Mussolini oder Horthy !- beleidigt,kann nach
dieser Knebelungsverordnung mit Arrest bis zu drei Monaten bestraft wer¬
den ;und das Urteil sollen nicht unabhängige Richter sprechen ,sondern
die Polizei !Und gegen ihre Urteile soll nicht einmal ein Rekursmöglich
sein !Schluss mit der Redefreiheit !Schluss mit der freien Meinungsäusse¬

rung ! Schlussmit der freien Kritik an der Regierung !Das ist der Sinndieser
Knebelungsverordnung !

Und diese Verordnung wird erlassen " auf Grund "eines Kriegsge¬

setzes aus demJahre 1917 ,das die Regierung ermächtigt hat ,wirtschaftliche
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Massregelnzur Abwehrwirt schätlicher Gefahrenzutreffen !
Wenndas möglich,wenn das zuläs sig ist ,dann könnte die Regierung

morgenmit der Berufungauf dasselbe Kriegsgesetz alle andernFreiheiten
des Volkesaufheben ,alle Arbeiter -undAngestelltenschutzgesetzedemolie¬
ren ,den Mieterschutz und den Pächterschutz abschaffen ,die Bezüge und Pen¬

sionen der öffentlichen Angestellten herabsetzen ,ohne die Zustimmungdes
Parlaments zubrauchen !

Keineinziges unserer Rechte ,keine einzige unsererErrungenschaf¬
ten ist mehrsicher !

Die Volksvertretung soll ausgeschaltet bleiben .An die Stelle der
von der Volksvertretung beschlossenen Gesetze sollen Verordnungen der Re¬
gierung treten .

Was bedeutet das ?
Arbeitslose ?

Nach den Richtlinien des Sozialministers sollen in dennächsten
Wochenabermals tausende Arbeitslose aus der Notstandsaushilfe ausgesteuert
werden ,Tausende die Notstandsaushilfe gekürzt werden .Wenn es kein Parlament
mehrgibt ,dann haben die sozialdemokratischen Abgeordneten keine Möglich¬

keit mehr ,auch zu schützen ,keinen Kampfbodenmehr ,auf demsie euesyRecht
auf das Leben verteidigen können .

Eisenbahner !

Ihr brauchtdenSchutzdesParlamentsgegendie drohendenMassrege¬
lumgen - das Parlament ist ausgeschaltet !Die Regierung will durchein
zweites Bundeabahnsanierungsgesetz eire Bezüge ,eüre Pensionen abermals
empfindlich herabsetzen ,die Rachte eurer Personalvertretung zerstören ;es
besteht die ernste Gefahr ,dass die Regierung all das " auf Grund "des
Kriegswirtschaftlichen Ermächligungsgesetzesselbstherrlich verordnet ,ohne
das Parlament zufragen ! A

Arbeiter undAngestellte !
Schon verlangen die Hahnenschwänzler ,dass durch eine Verordnung

" aufGrund "des Kriegswirtschaftlichen ErmächtigungsgesetzesdasKoali¬
tionsrecht aufgehoben ,jeder Streik mit Strafen bedroht werde ,damit ihr ohr
jede Möglichkeit der Gegenwehr der Willkür der Unternehmer ausgeliefert

werdet !
So sind heute schon alle unsere Freiheiten ,alle unsere Rechte

bedroht .Wenn wir uns nicht zur Wehr setzen ,solange es noch Zeit ist ,werder

wir in den Fascismus ,in die völlige Rechtlosigkeit hineinschlittern ,
wie es unseren Brüdern in Deutschlang ergangen ist !

Unsere Partei will zunächst alle verfassungsmäs sigen Mittel an¬

wenden ,umdie Diktaturgeläste der Regierungsparteien ,umdie veraffsungs¬
widrigen Knebelungsverordnungen abzuwehren .

Solange diese Mittel noch angewendet werden können ,fordern wir
euch ,Gengssen und Genossinen ,auf ,strengste Disziplin zu halten ,nur an
den Parolen der Partei und der freien Gewerkschaften zu handeln ,alle Unbe¬
sonnenheiten ,die dem Gegner den Vorwand zu seinen Unterdrückungsmassregeln
liefern könnten ,zu vermeiden !

Sollte es aber nicht gelingen ,uns den bedrohtenparlamentarischen
Kampfbodenin kürzester Zeit wie derzugewinnen ,dann werden wir nicht mehr
im Parlament für euch kämpfenkönnen ;dann werdet ihr selbst dieVerfassung
der Republik verteidigen müssen !Sollte es uns durch Knebelung unseres

Wortesunmöglichgmaahtwerden ,euch zu raten und zu führen ,dann werdetihr
selbst aus eineger Initiative Recht ,Gesetz und Freiheit verteidigen !
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Darum zunächst :Wachsamkeit ,Besonnenheit ,Bereitschaft !DieStunde
der Entscheidung kann euch sehr bald rufen !

Freiheitaliebende Männerund Frauen werdensüch keinerDiktatur
unterwerfen !Wir sind freie Bürger der Republik ;wir wollen und werden

keine rechtlosen Untertanen werden !
Freiheit !

Der Parteivorstand der deutschösterreichischen Sozialdemokra¬

diese Stelle :
Sollte es aber nicht gelingen ,uns den bedrohten parlamentari¬

schen Kampfboden in kürzester Zeit wiederzugewinnen ,dann werden wir nicht

mehr im Parlament für euch kämpfen können ;dann werdet ihr selbst die Ver¬
fassung der Republik verteidigen müssen !Sollte es uns durch Knebelung

unseres Wortes unmöglich gemacht werden ,eudh zu raten und zu führen ,dann
werdet ihr selbst aus eigener Initiative Recht ,Gesetz und Freiheit ver¬

teidigen !
Weiter hat der Staatsanwalt folgende Stelle aus einer Notiz ,

überschrieben :" ine Drohung der Regierung " ,die eine Aussendung der Bun¬

desregierung bespricht ,beschlagnahmt :
Die se Erklärung ,deren Rechtskenntnis auf gleichem Niveausteht

wie das Deutsch ihres Verfassers ,zeigt eines :dass die Regierung jeden
Versuch ,die parlamentarische Arbeit wieder in Gangzu bringen ,zuver¬
eiteln ,jeden Versuch ,den verfassungsmässigen Zustand wiederherzustellen ,

zu verhindern entschlossenist .
WelcheSchlüsse alle verfassungstreuenRepublikanerdarausziehen

müssten ,wenn die Regierung diese Drohung verwirklichte ,den Zusammentritt

des Parlaments tatsächlich verhinderte ,ist in dem Aufruf unseres Partei¬
vorstandes gesagt und wird heute im Wiener Landtag gesagt werden .

Auf diese Konfiskation - dde sogar Titelzeilen und Stellen

trifft ,die ,wie zum Beispiel die Stelle aus dem Aufruf desSozialdemokrati¬
schen Parteivorstandes zeigt ,fast in der gesamten Wiener Presse unbeanstan
det geblieben sind - gedenkt die "Arbeiter - Zeitung "morgeninfolgender
Art zuantworten :

„ Dieerste Konfiskation nach demVerfassungsbruch .
Es war vosauszusehen ,dass unter dem Regieme des Verfassungs¬

bruches ,unter der Herzschaft der neuen verfassungswidrigen Maulkorbver¬

ordnung über die Presse des Herrn Staatsanwalt zuerst bei uns seine Vi¬
sitkarte abgegeben werde .Das ist geschehen .Die " Arbeiter - Zeitung "und

„ DasKleine Blatt "sind gestern konfisziert worden .Das ist ja der Zweck

der ganzen Verordnung :die sozi aldemokratische Presse soll geknebelt ,
unter Ausnahmerecht gestellt ,die Sozialdemokratische Partei soll mund¬

tot gemacht und eingeschüchtert werden .Aber wir können es dieser Re¬
gierung des Verfassungsbruches mit allem Nachdruck versichern :diesen
Zweck erreicht sie nie und nimmer !

Aus der im Wiener Landtag eingebrachten Interpellation kann die

Oeffentlichkeit ersehen ,welche Stellen demRotstift desStaatsanwalbes
verfielen .Er hat in der Absicht ,die Arbeiterpresse zuschikanieren ,
keine Mühe ,aber auch keine Blamage gescheut .Er ist so weit gegangen ,
im „ Kleinen Blatt "den Satz zu beschlagnahmen :„ DiePressfreiheit ist
durch die Verfassung verbürgt ! .? andarf also in Oesterreich nicht mehr
in der Zeitung schreiben ,was in der Bundesverfassung steht !
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DerStaatsanwalthat fernerin demAufrufdesSozialdemokta-¬
tischenParteivorstandes ,in demManifest ,dasdie grössteParteidos
Landes an ihre Hunderttausende von Mitgliedern ,an 42 Prozentder
österreichischenWährlerschaftrichtet ,folgendeStellebeschlagnahmt:

" Solltees abernichtgelingen ,unsdenbedrohtenparlamen¬
tarischen Kampfbodenin kürzester Zeit wiederzugewinnen ,dannweiden
wir nicht mehrimParlamentfür euchkämpfenkönnne ;dannwerdetihr
solbst die Verfassungder Republikverteidigenmüssen! Sollteos
uns durchKnebelungunseresWortesunmöglichgemachtwerden ,wuchzu
raten undzu führen ,dannwerdetihr selbst auseigenerInitiativeRecht ,Gesetz und Freiheit verteidigen !"
DieKonfiskationunterstreichtnurdieBedeutungderStelle .Unsere
Genossenwerdensie nunerst rechtin ihrerganzenTragweiteverstehen.

AbernunkommtdasBezeichnendste! DerAufrufderSozial¬
demokratischenartei ist auchdurchdieSozialdemokratischeKorres¬
pondenzwerbreitetworden ;fast alle bürgerlichenBlätterhabenähn
auszugsweiseabgedruckt.Diein der" Arbeiter- Zeitung" undim
" KleinenBlatt" beschlagnahmteStelleist imvollenWortlautin
mehrals einemhalbenDutzendZeitungen( "Reichspost "," NeueFreiePresse
" NeuesWienerTagblatt",„Volkszeitung","KleineVolkszeitung",
" NeueZeitung"" DeutschösterreichischeTageszeitung")erschienen.NichtsbeweistbesserdieWillkür ,mitderdieseBeschlagnahmevorge¬
nommenwurde .Nichts zeigt deutlicher die Absicht ,dieArbeiterpressef
und nur die Arbeiterpresser zu treffen .Mankönnte über dieses staats¬
anwaltschaftliche" Uebersehen"angeblichhöchststaatsgefährlicher
Aeusserungenin einemhalben DutzendZeitungensehr grimmigeWitze
machen :auchwennin Oesterreichdie liktatur anfängt ,so beginntsie
mitdemPallawatsch .Aberes ist nichtzumLachen :es ist eineernste ,
sehr ernste Illustration der RechtsgleichheitundderRechtsbegriffe ,
die sich in Oesterreicheinzunistenbeginnen .

DiesemEinbruchder Willkürin die RechtsordnungderRepublik
gilt es zu wehren .DiesesVerschlampungdes Rechtsbewusstseinsist
obensoschlimmwiederoffeneVersuchdesRechtsbruchs,derAufhebung
verfassungsrechtlichgewährleisteterStaatsbürgerrechte .Wenndieser
WegohenWiderstandbetretenwerdendürfte ,wennnichtvonallemAn¬n
fangan ,mitaller Energiedemechtsbruch,demkleinstenwiedem
grössten ,entgggengetretenwird- dannist dieBahneröffnet .aufdervor unseren Augen das deutsche Volk in den Abgrund gestürzt ist ,in

demesheute ,allerRochtsbüügschaftenberaubt,alleWertederMensch¬
lichkeit undder Kulturunter denStiefeln fascistischer Bandenzer - ¬
trampeltsicht ,Sodarf undwirdes in Jesterreichnichtkommen!

DerStaatsanwalthatgesternin der"Arbeiter-Zeitung"auchdieParolebeschlagnahmt ,diewiranderSpitzedesBlattesallenAufrufen
undMitteilungenvorangestellthatten :"Abwehrdes’erfassungsbruches !"MandarfesalsokeinenVerfassungsbruchnennen,wenndieRegierung
miteinerVerordnungaufGrunddesKriegswirtschaftlichenErmächti¬
gungsgesetzesdie verfassungsgesetzlichgewährleistetePressefreiheit
aufhebt !Wirsagenes demStaatsanwaltundwir sagenes dieserRegie-¬
rungsBowenigos ihnengelingt ,zuverhindern ,dasswirdasVorgehen
derRegierungeinenVerfassungsbruchnennen ,so weniges ihnengelun-¬131
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gen ist ,diese Parole zu unterdrücken - so wenigwird es ihnengelin¬
gen ,die Arbeiterschaft selbst an der Abwehrjedes Angriffes aufihre
Freiheitsrechtezuhindern! SiewerdendieAbwehrdesVerfassungs-¬1bruches nicht vereiteln !

Die Gefertigten richten an den Herrn Landeshauptmanndie
Frage :

Sind Sie bereit ,der Regierung klar zu machen ,dass eine

solche Knebelungder Ppessefreiheit höchste Erbitterung in derBevölko- ¬
rung auslösen muss ;

sind Sie bereit ,der Regierung weiter klar zu machen ,dasssie
dafürzusorgenhat ,dassdiesermutwilligenundunerhörtenBeschlag¬
nahmopraxissofort ein Endegesetzt werde ;

sind Sie bereit ,der Regierung ferner klarzumachen ,welcheGe¬
fahren für die Ruhe und Ordnung in unseser Stadt und unserer Republik
sie heraufbeschwört ,wennsie einer PPartei ,die zwei Drittel derWäh- ¬
lerschaftWiensundmehrals zweiFünftelderWählerschaftöesterreichs
umfasst ,es unmöglich macht ,zu ihren Wählern zu sprechen?
Wien ,am9 .März1933 .
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Aen frage - - - ¬
der Abgeordneten Otto Nachtnebel ,Leopoldine Glöckel
und Leopold Thaller an den Herrn Landeshauptmann wegen Be - ¬
schlagnahme der Nummer 68 der Zeitung " Das Kleine Blatt "vom 9 .März

1933 .
Der Staatsanwalt hat heute die Zeitung " Das Kleino Blaßt"

beschlagnahmt .Der Beschlagnahme verfiel der erste Artikel :
" SchachdemVerfassungsbruch!"

Der Staatsanwalt hat neben demTitel " Schach demVerfassungs - ¬
bruch ! "daraus folgende Stellen konfisziert :

Aber die Regierung glaubt ,heute mit einem wirtschaftlichen

Kriegsgesetzpolitische Verfassungsrechteder Staatsbürgeraufheben
zukönnen .

Das ist nackter Rechtsbruch !
DiePressfreiheit ist durchdie Verfassungverbürgt .

- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - ¬

Die Regierung glaubt aber " auf Grund eines wirtschaft - ¬
lichen Kriegsgesetzes durch eine Verordnungein Verfassungsgesetzein - ¬
fach aufheben zukönnen .

Dashat mit RechtundGesetznichts mehrzu tun .Hierregiert
die Gewalt!

Aufdiese schiefe Ebenewürdenwir gelangen ,wennsichdas
republikanische Volk von Oesterreich nicht sofort mit aller Leiden¬

schaft demersten Angriff gegen seine Freiheiten und Rechte zurWehr
setzen würde .

Die sozialdemokratische Partei hat den Kampf auf der ganzen
Linie gegen den Verfassungsbruch eröffnet .Das ganze Volk muss sich in
diesemKampfumdie Sozialdemokratiescharen .Es kannkeine Ruhein
Oesterreichgeben ,solangedie erfassungnicht wiederhergestellt ,so¬
lange Gesetz und Rocht nicht wieder in Geltungsind .

Dio Regierung aber findet ,dass just jetzt die beste Zeit

für eine Verschärfung der politischen Kämpfe sei .Und so bietet sio stat
ein ArbeitsbeschaffungsprogrammwirtschaftszerstördendeVerfassungs -¬
kämpfe ,statt Aufbauder Industrie - Abbauder Freiheit !

Die Regierung wird aber erfahren ,dass sie einen verhängnis¬
vollen Wegbetreten hat .

Dasösterreichische Volk ,gewanntdurch das furchtbareSchick¬
sal der deutschen ,wird sich seine Freiheit nicht nehmen ,auchnicht
schmälern lassen ;es wird sich rechtzeitig wehren ,wird sich imKampfe
zurückholen ,was ihm Gewalt entrissen hat .

Jedem Angriff auf die Freiheit muss sofort widerstanden
werden ,soll die Freiheit nicht untergehen !
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Weiter hat der Staatsanwalt aus einem Artikel :

" DieFreihoit in Gefahr ! "
der folgenden Wortlaut hat :

Die Freiheit inGefahr !
Ernster Aufruf der sozialdemokratischenPartoi .

Der Vorstand der sozialdemokratischen Partei hat soeben
folgenden Aufruf erlassen :

" Arbeiter und Angestellte !Republikaner "
Die Republik ,die Freiheitsrechte des Volkes ,die sozialen

Errungenschaften der Arbeiter und Angestellten sind in schwerereGefahr
denn je geraten .Der Faschismus bedroht unsere Rechte .

Hinter den Christlichsozialen ,den Hahnenschwänzlernundden
Landbündlern ,auf die sich die Regierungstützt ,steht höchstensnoch
ein Drittel des deutschösterreichischenVolkes .

Die Vertreter einer Minderheit des Volkes massen sich eine
schrankenlose ,unkontrollierteDiktaturüberdas ganzeVolkan .

Schon hat diese Diktatur die Freiheitsrechte des Volkes
angegriffen .Sie hat alle Versammlungen verboten ,die durch die Ver¬

fassungdemVolkeverbürgteVersammlungsfreiheitmit einemFhderstrich
vernichtet .Sie hat " auf Grund " des kriegswirtsehaftlichen Ermäch¬
tigungsgesetzesvomJahre 1917die Presse geknebelt .DasalteKonfis-¬
katiensrecht aus der Zait der Monarchie ,das die RepublikderWillkür
der Staatsanwälte entrissen undder Kontrolle der Gerichteunterworfen
hat ,ist wiederhergestellt !DieVorzensurübermissliebigeZeitungen,
wiesie in derKriegszeitbestandenhat ,is t wiedereingeführt !Wor
einen österreichischen Minister oder eine ausländische Regierung - ¬

Hitler ,Mussolini oder Horthy! - beleidigt ,kannhachdieser Knebe- ¬
lungsverordnungmitArrestbis zufrei Monatenbestraftwerden ,und
dasUrteilsollennichtunabhängigeRichtersprechen ,sonderndie
Polizei !Undgegenihre Urteile soll nicht einmal ein Rekursmöglich
sein !

Schlussmit der Redefreiheit! Schlussmit derfreien
Meinungsäusserung!SchlussmitderfreienKritikanderRegierung!
Dasist der Sinndieser Knebelungsverordnung!

UnddieserVerordnungwirderlassen" auf Grund"eines
KriegsgesetzesausdemJahre1917 ,dasdie Regierungermächtigthat ,
wirtschaftlicheMassregelnzurAbwehrwirtschaftlicherGefahrenzu

treffen !

WenndasMöglich ,wenndaszulässigist ,dannkönntedieRe-¬
gierung morgenmit der Berufungauf dasselbe Kriegsgesetzalle anderen
FreiheitendesVolkesaufheben ,alle Arbeiter -undAngestelltenschutz¬
gesetze demolieren ,denMieterschutzunddenPächterschutzabschaffen ,
die BezügeundPansionender öffentlichen Angestelltenherabsetzen ,
ohne die Zustimmungdes Parlaments zu brauchen!

KeineinzigesunsererRechte ,keineeinzigeunsererErrungen¬
schaften ist mehr sicher !

Die Volksvertretungsoll ausgeschalter bleiben .AndieStelle
der vonder VolksvertretungbeschlossenenGesotzosollenVerordnungen
der Regierung treten .Wasbedeutet das?

Arbeitslose !137
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Nach den Richtlinien des Sonialministers sollen in den näch¬

sten Wochen abermals Tausende Arbeitslose aus der Notstandsaushilfe
aus gesteuert werden ,Tausenden die Notstandsaushilfe gekürzt werden .

Wennes kein Parlament mehr gibt ,dann haben die sozial - ¬
demokrfatischen Abgeordnetenkeine Möglichkeit mehr ,euch zuschützen ,
keinen Kampfbodenmehr ,auf demsie euer Recht auf das Lebenverteidi¬
genkönnen .

Eisenbahner !
Ihr braucht den Schutz des Parlaments gegen die drohenden

Massregelungen- das farlament ist ausgeschaltet !Die Regierungwill
durch ein zweites Bundesbahnsanierungsgesetz eure Bezüge ,eurePensionen
abermals empfindlich herabsatzen ,die ftechte eurer Personalvertretung

zerstören ;es besteht die ernste Befahr ,dass die Regierungall das
" auf Grund "des kriegswirtschaftlichenErmächtigungsgesetzesselbst¬

herrlich verordnet ,ohne das Farlament zu fragen !

Arbeiter und Angestellte :
Schon verlangen die Hahnenschwänzler ,dass durch eine Ver¬

ordnung " auf Grund " des Kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes

das Koalitionsrecht aufgehoben ,jeder Streik mit Strafen bedroht werde ,
damit ihr ,ohne jede Möglichkeit der Gegenwehr ,der Willkür derUnter - ¬
nehmerausgeliefert werdet!

So sind heute schon alle unsere Freiheiten ,alle unsere
Rechtebedroht .Wennwir uns nicht zur Wehrsetzen ,solange esnoch
Zeit ist ,werdenwir in die völlige Rechtlosigkeit hineinschlittern ,wieg
os unseren Brüdern in Deutschland ergangenist !

UnserePartei will zunächstalle verfassungsmässigenMittel
anwenden ,um die Diktaturgelüste der Regierungsparteien ,um die ver¬

fassungswidrigen Knebelungsverordnungenabzuwehren .
Solange diese Mittel noch angewendetwerdenkönnen ,fordern

wir euch auf ,strengste Disziplin zu halten ,nur nach den Parolender
Pa rtei und der freien Gewerkschaften zu handeln ,alle Unbesonnenheiten ,

die demGegnerden Vorwandzu seinen Unterdrückungsmassregelnliefern
könnten ,zu vermeiden !

Sollte es aber nicht gelingen ,uns den bedrohtenparlamenta¬
rischen Kampfboden zu kürzester Zeit wiederzugewinnen ,dann werden wir

nicht mehrimParlamentfür euchkämpfenkönnen ,sondernwerdetihr
selbst die Verfassung der Rapublik verteidigen müssen !Sollte es uns
durchKnebelungunserewWortesunmöglichgemachtwerden ,euchzuraten ,
undzu führen ,dannwerdetihr selbst aus eigener Initiative ,Recht ,
Gesetz und Freiheit verteidigen !

Darumzunächste Wachsamkeit ,Besonnenheit ,Bereitschaft !
Die Stunde der Entscheidung kann euch sehr bald rufen!

Freiheitsliebende Männerund Fpauenwerdensich nichteiner
Diktatur unterwerfen !Wirsind freie Bürgerder Republik ;wirwollen
und werdenkeine rechtlosen Untertanen werden !Freiheit :

folgende Stelle beschlagnahmt :

Sollte es abernicht gelingen ,unsdenbedrohtenparlamentati¬
schen Kampfbodenin kürzester Zeit wiederzugewinnnn ,dann werdenwir
nicht mehr im Parlament für euch kämpfen können ,sondern werdet ihr solbst

die Verfassung der Republik verteidigen mässen! Sollte es unsdurch
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Knebelung unseres Wortes unmöglich gemacht werden ,ouch zu raten undzu
führen ,dann werdet ihr selbst aus eigener Initiative Recht ,Gesetz
und Freiheit verteidigen !

Die Konfiskation dieser Stelle ist unverständlich ,weil sie
mit Ausnahmeder " Apbeiter - Zeitung " und des " Kleinen Blattes "
in allen anderenWienerBlättern ,die sie abdruckten ,unbeanständet
erschienen ist .

Die Gefertigten richten an den HerrnLandeshauptmanndie
Frage :

Sind Sie bereit ,der Regierungklarzumachen ,dass einesolche
KnebelungderPressefreiheithöchsteErbitterungin derBevölkerung
auslösen müss ;

sind Sie bereit ,der Regierung klarzumachen ,dass sie dafür

zusorgenhat ,dassdiesermutwilligenundunerhörtenBeschlagnahme¬
praxis sofort ein Ende gesetzt werde ?

Wien ,am9 .März1933 .
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Es wird an die Erledigung des Tagosordnunggeschritten .
AnStelle des STR .Julius Linder wirdAbgeordnete :

Breitner zumMitglied des Kuratoriumsder WienerLandosHypothekenanstalt
gowählt .

Das Ersuchen des Bezirksgerichtes Bruck an der Leitha umZu¬
stimmungzur strafgerichtlichen Verfolgungdes AbgeordnetenFrauenfold
wogen § 312STG

und das Ersuchen des Strafbezirksgerichtes I in Wien umZu¬

stimmung zur Verfolgung dos Abgeordneten Gratzenberger wegen §312
STE ( Berichterstatter über beide Ansuchen Abgeordneter Rotter )wird

abgelchnt .
Abgeordneter Nachtnebel berichtet über die auf

Gfunddes WienerUnvereinbarkeitsgesetzes erfolgten Anmeldungenund
stellt folgende Anträges

. )Die von Gemeindeorganen ausgehenden Delegierungen vonMit - ¬

gliederndesWienerLandtagesin wirtschaftlicheUnternehmungenwerden,
soweitsie nichtkraftGesetzesals genehmigtgelten ,generellgenehmigt .

. )Die seit 1 .Juli 1932 erstatteten demUnvereinbarkeits -¬
ausschuss vorliegenden Anmeldungenvon Betätigungen derLandtagsabgeord-¬
neten in der Privatwirtschaft werdenauf Grundindividueller Ueberprüfung
als nicht unvereinbar erklärt .

Abgeordneter Dr .Hankebeantragt :
Die von GemeindeorganenausgehendenTelegierungenvonMit- ¬

gliederndesWienerLandtagesin wirtschaftlicheUnternehmungensind,
soweitsie nichtkraftdesGesetzesals genehmigtgelten ,wiebisher,
demUnvereinbarkeitsausschuss vorzulegen .

Bei der Abstimmungwird der Antrag Dr .Hankeabgelehnt ,die .
AnträgedesUnvereinbarkeitsausschusswerdenangenommen.

DieVerhandlungwirdhieraufabgebrochen.
Prädident Dr .Neubauerteilt mit ,dass er sofort denLandtag

einberufen werde ,wenn es sich als notwendig erweist ,die von der Regierur
bedrohtenStaatsbürgerlichenRechteundFreiheiten zu schützen .( Beifall
bei den Soz .dem . )

DienächsteSitzungwird in schriftlichem Wegeeinberufen
werden .

Schluss der Sitzung um20 Uhr35Minuten .
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